
Die staatsrechtlichen Grundlagen des Kampfes
der Van Schlesier iıhre Religionsfreiheit

eıl II

Der schlesische Ständestaat und der böhmaische UTSTAN
b41s ZUY H8 Konföderation VO 3.1. AAA

Der VO  - den Böhmen unı Schlesiern erkämpfte Majestätsbrief hatte ıhnen
wAar die langersehnte Rechtsgrundlage für ihre freie Religionsübung gebracht,praktisch ber den bestehenden Zuständen nıchts geändert und daher ıhre
Erwartungen nıcht erfüllt. Die Eingriffe 1n die Rechte der protestantischen
Mehrheit gıngen weiıter. Der Drang der Schlesier, iıhre Geschicke nach eigenemW ıllen gestalten, W ar ber sturmisch geworden, daß unter den da
malıgen Verhältnissen nıcht eingedäimmt werden konnte. Zu Anfang des

Jahrhunderts WAar das Land Schlesien 1mM Begriff, das Höchstmaß Eıgen-staatlıchkeit erwerben und uch verfassungsmäßig ein Staat werden.
War DIS S re 1608 seıit uüuber einem Jahrhundert der Bischof VO:  - Breslau
Oberlandeshauptmann und Leiter der Ständeversammlung, interpretierten
die Stände die Bestimmung des Großen Freiheitsbriefes VO  3 1498; wonach der
Oberlandeshauptmann ein schlesischer Fuüurst se1in MUuUSSe, dahingehend, daß dies
eın weltlicher Fürst se1in habe Gleichzeitig mit der Ausschaltung des Rres-
lauer Bischofs als obersten Organs der Landesverwaltung traten die Stände
dem Anspruch des Bischofs 9 auf seinen Gebieten L1UL das kath. Be-
kenntnis dulden, und auf dem Fürstentag VO 26. August 1608, den der
derzeitige Bischof Erzherzog Karl, etter Kaiser Rudoaolfs 88 AauS der steirischen
Linie, eigenmächtig einberief, forderten s1e VO: Kalser die Abstellung der
Religionsbeschwerden und volle Glaubensfreiheit, „maßen denn die gehorsamen
Fuürsten und Stände 1n diesem Punkte, iıhr Gewissen, darüber Gott allein
ZU. Herrscher HAt. betrifft, Sar nıcht abweichen könnten“. Miıt dem Majestäts-brief VO August 1609 entfiel die geistliche Aufsicht des Bıschofs über die
Protestanten seiner gesamten 1Özese. Die Gleichberechtigung der eli-
Z10N Wr kaiserlich anerkannt, und Nur die Tatsache, daß der Bıschof
den Majestätsbrief protestierte, den als erschlichen und für sıch nıcht VeLI-
bindlich betrachtete, deutete darauf hin, daß, trotzdem der weıitaus größte eıl
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der Bevölkerung sıch Zu Glauben bekannte, der Kampf die Einheit
des Landes längst nıcht entschieden w  H Der Bischof konnte leichter
opponieren, als weder Kaiser Rudaolf noch Matthıas bei der Zwiespältigkeit
ıhrer Polıitik dazu bewogen werden konnten, iıh: einzuschreıten. Die Folgen
zeigten sıch insbesondere 1n seiner Fürstentumshauptstadt Neısse, S die
Protestanten entrechtete, die bei weıtem 1in der Mehrheıt und sıch,
gestützt auf den Majestätsbrief, ine Kirche bauen wollten, und 1617 erhielt
der 26jährige erzog Johann Chrıistian V-. Brieg die Oberlandeshauptmann-
schaft durch Matthıas NUur unter der Bedingung, den Bischoft CM der
Neisser Protestanten nıcht vorzugehen. uch 1n Oberschlesien, die Fürsten-
tumer Oppeln und Ratıbor wieder die Krone gefallen I5n wurden die
Evangelischen bedrängt, wobel sich das Haus Oppersdorff (Oberglogau)
un! der Konvertit Karl Lichtenstein (Troppau) besonders ervortaten
Verfassungsrechtlich nahm die Unabhängigkeit Schlesiens jedoch weıterhıin
Dem König Matthıas huldigten die schlesischen Fürsten erst, nachdem e die
Forderung betr selbständiger Verwaltung des Landes erfüllt hatte Der böh:
mische Vicekanzler sollte hinfort eın Schlesier se1n. In Gestalt einer „deutschen
Kanzlei“ schuf 1I1Nnan ein besonderes Minıiıisterium für Schlesien miıt dem Sitz in
Breslau. Daß die Böhmen 1617 versuchten, diese größte schlesische Errungen-
schaft wieder beseitigen, WAar der Grund eines Mıßtrauens Böhmen.
Im ate der schlesischen Fursten befanden sıch 1T617 kath. Stimmen, der
Bischof un! die Herzöge VO  - Teschen un! Troppau Dazu kamen unter den
Standesherren Graf Hannibal Dohna auf Wartenberg, und die kaiserlichen
Hauptleute der Erbfürstentümer, die Aaus katholischen Schlesiern bestanden.
Ihnen standen ev. Fürsten gegenüber: Karl 188 v. Münsterberg-Qels, Johann
Christian Liegnitz-Brıeg, Rudolf v. Liegnitz-Wohlau un!| Johann Georg
v. Jägerndorf. Die drei Letztgenannten 1mM 2. Jahrzehnt des 17. Jahr
hunderts ZUuUr reformierten Kirche übergetreten, hne indessen ihre Untertanen

beeinflussen. Der Grund AafIiur WAar wohl, daß der freiere und duldsamere
Kalvinismus mehr der Denkungsart der weitgereisten, humanıistisch gebildeten
Fürsten entsprach als das Luthertum

An den Verhandlungen, die ZU. böhmischen Aufstand führten, war esien
nıcht beteiligt. W as den Fenstersturz betrifft, der die Erhebung unwiderruflich
auslöste, entsprach keineswegs dem allgemeinen unsche der Böhmen,
sondern wurde VO:  — einer radikalen Minderheit unter Führung des Grafen
TIhurn durchgesetzt. Die Nachricht VOoO Fenstersturz, VO der der Ober:
landeshauptmann zuerst Kenntnis durch einen Privatbrief erhielt, erfüllte die
schlesischen Stände mıiıt größter Besorgnıis, und aller Miıßstimmung und
Erbitterung über den kaiserlichen Hof ergab sich bei ıhnen keinerlei Befriedi-
Zung darüber und Bereitwilligkeit, sich damıt identifizıeren. Vielmehr haben
sSıe iıh:; immer als ein unverantwortliches, unrechtmäßiges und weit gehen-
des Mittel Zur Durchsetzung der Religionsfreiheit betrachtet, un! ‚pielte be1
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der Verzögerung der miılıitärischen Hilfeleistung 1M Rahmen der Beistands-
verpflichtungen gema der Union siıcherlich keine geringe Rolle Die Schlesier

uch nıcht, WI1e die Böhmen, W ıdersetzlichkeit ıhren Herrscher
gewöÖhnt, sondern hielten streng Lehns- und Treuepflicht fest, mehr,
als S1e bis VOL kurzer eit sıch größter Unabhängigkeit seitens der Habsburger
erfreut hatten. S1e damals noch der Ansıcht, daß der Konflikt noch
friedlich beigelegt werden könnte, worıin sS1e VO einfiußreichen Führer der
mährıschen Stände, dem langjährigen Oberlandeshauptmann Karl Zierotin
bestärkt wurden. Das hemmende Moment des Fenstersturzes trat allerdings 1iN
Schlesien 1n dem Maße 1n den Hıntergrund, indem I1  3 die mangelnde Ver-
ständıgungsbereitschaft der kaiserlichen Seite einsehen mulßte Denn der schon

Lebzeiten Matthıias’ hinter den Kulissen außerst tätıge T’hronfolger Ferdi-
and betrachtete den Aufstand als ine göttliche Fügung, dem alle kaiserliche
Autorität untergrabenden Ketzertum 1n den habsburgischen Landen ein nde

bereiten. Der Kaiser habe schon nıchts mehr verlieren. Darum musse
alles gewagt werden, alles gewınnen. Der Aufstand bot die ll
kommene Gelegenheit, gleichzeitig mıt den Garantıen für den Protestantismus
uch die unwürdigen Beschränkungen der landesherrlichen Gewalt be
seitigen Der entschiedenste, die böhmischen Auffassungen vertretende
schlesische Fürst WAar Herzog Johann Georg Jägerndorf. Markgraf Bran-
denburg, der VO Kaıiser 1M Besıtz seines Furstentums nıe anerkannt worden
WAar

Als Ferdinand VO  - Steiermark 1617 ZuU König gewählt wurde, WAar für die
böhmischen Protestanten klar, daß die 1M steirischen und Kärntner Land
erfolgreich durchgeführte Rekatholisierung uch in Böhmen fortsetzen würde.
Die zunehmende ahl VO  - Eingriffen 1n die Rechte der Stände lLießen mehr
un mehr das Schlimmste befürchten. Seit 1611 hatte sıch die Erregung der
Protestanten die Ereignisse in tTaunau und Klostergrab erhitzt, und als
keinerlei Bemühungen der Böhmen Z Zele führten, ständig weıitere eli:
gionsbehinderungen stattfanden un: die VO Graten TIhurn dem Kaiser über-
brachte Beschwerde als unbıillig zurückgewiesen wurde, baten schließlich die 1in
der Prager Universität versammelten Böhmen 12. Maärz 1618 die schlesi-
schen Stände, sıch bei ıhm Abstellung der Gewaltmaßnahmen VCI-
wenden. Mit der Antwort der Schlesier VO: 1618 beginnt die aktive
Rolle, die das Land be1i der Verteidigung des Protestantismus gespie. hat, und
WEENN S1e uch Nur kurz WAafr, bedeutet diese eit doch zugleich den Höhe
punkt der Selbständigkeit und eigenstaatlichen Entwicklung des Landes, WCS-
halb angebracht erscheint, diesen kurzen Zeitabschnitt ausführlich be-
handeln. Das schlesische Vermittlungsschreiben geht davon Aaus, daß uch 1in
Schlesien gen dem Majestätsbrief Religionsbedrängnisse stattfanden, und

bat den Kaiser, den böhmischen Beschwerden abzuhelfen, „weıl uns das
GewIissen leitet, daß WIr 115G7Te Glaubensgenossen in ihren Bedrängnissen
>) Palm Bd  in S, 251—253, 2 Grünhagen 162—165



diejenigen, die die Privilegien 7weifelhaft machen oder gar
umzustoßen sıch unterstehen wollen, nıcht verlassen wollen, und WAar

viel mehr 1n diesem Falle, da WI1r miıt den Ständen 1N Böhmen als treue Miıt-
glieder VO  - Alters her gleichsam in einem Körper zusammengefaßt
und verbunden sind“. Sie machten auf die Gefahren aufmerksam, die sıch Au

den Verstößen den Majestätsbrief für die Eintracht und Ordnung 1mMm
Lande ergäben, und baten mit Rücksicht darauf, daß s1e der Erhaltung
VO  3 Ruhe, Frieden, Liebe und Eintracht interessiert seien, den Evangelischen
1n tTaunau und Klostergrab wieder die Religionsübung nach den Bestimmun -
SCIl des Majestätsbriefes verschaffen. Miıt Rücksicht auf die 1mM /Zusammen-

hang mıit dem Fenstersturz VO 23., Maı in Prag ausgebrochenen Unruhen
wurde das Schreiben vorläufig VO Oberlandeshauptmann zurückgehalten,

kaiserlichen Hofe nıcht den Anscheın erwecken, als habe INa die
Böhmen ZU. Aufstande anımilert Andrerseıts wollte aber nıcht den Eın-
druck erwecken, als ob die Schlesier iıhren Verpflichtungen ausweichen wollten.
Den Ööhmischen Ständen gegenüber bekannten s1i1e sich 25. Maı ihrer
Verpfiichtung kraft der alten Verträge, der ständigen gutnachbarlichen Korres-
pondenz und insbesondere der 1609 geschlossenen und VO gegenwärtigen
Kaıser bestätigten Union, die dann wirksam würde, wenn „Ss1ie der iıhre Unter-
anen und Glaubensgenossen, unter Geistlıchen der Weltlichenr 1in
iıhrer christlichen Religion, Kırche, Schulen, Konsistorien und W 2as dem allen
anhängıg, gestört, edräng der angetastet werden wollten, geschähe unter
einem Vorwand der Schein immer wolle  L3 in der Hoffnung, daß die Vang.
und kath Stände 1n Liebe, Einigkeıt und Vertrauen zueinander verbleıiben.
„Wo ber etwas Beschwerliches vorgehen sollte . . 3 sollen Sie dessen VO.  -

uns gew1ß un! versichert se1n, daß WIr gleichermaßen, wWwIe S1e S1C| CN
dessen unNs unter dem 1617 erklärt haben, all dem. W 4A5 WIr VOCI-

möge des zwischen ulls aufgerichteten Bündnisses tun schuldıg sind, auf-
richtig, treulich und nach höchstem ermogen .. allezeıt Folge eisten
und demselben nachzukommen änzlich entschlossen, OoVoN WILC auch Gew1s-
SCMS5 halber nıcht abstehen können
Gerade jetzt häuften sich auch in Schlesien die Religionsbeschwerden, und
besonders wurden olgende Fälle hervorgehoben: Stadt Teschen: Hıer
alle Kırchen un! Schulen mıit luth. Geistlichen und Lehrern besetzt und VO.

1617 verstorbenen Herzog dam Wenzel und seiner Mutter durch Privilegien
gesichert. Als ber für dessen unmündıgen Sohn, der kurz VOLr Adam enzels
ode katholisch geworden WAafl, die strengen Katholiken Furst Karl V. Lichten-
stein und eorg An Oppersdorff die Vormundschaft übernahmen, wurden alle
Kıiırchen mit kath. Priestern besetzt und der Stadtpfarrer verjagt, und als die
Stadt den Fürsten die Privilegien erinnerte, forderte die Ikunden VOIL

ihr ab, zerschnıitt s$1e 1n kleine Stücke, Ließ s1e 1N einer silbernen Schüssel wieder
zustellen un! versuchte, die Evangelischen durch Zwangsmittel ZUT römischen
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Religion zwıngen. In der Herrschaft Oberglogau 1M Füurstentum Oppeln
Ließ Georg Oppersdorff, Landeshauptmann VO Oppeln, die Evangelischen
für Rebellen erklären und versuchte durch allerlei Einschränkungen iıhrer
Bürgerrechte, S1e ZuUur Annahme der kath Religion zwıngen. In Ratıbor
versiegelte 198068  . auf Veranlassung desselben Oppersdorff den Evangelıischen
ihre Kirche, entwendete das Kırchengerät und wIies den Prediger und ehn
Latien aus Die Schlesier wandten sıch ihrerseits die Böhmen und baten
s1e, gemeinsam mıiıt ihnen diese klaren Verstöße e1im Kaiser Eınspruch

erheben und den Schutz ihrer durch den Majestätsbrief verbürgten Rechte
erlangen, damıiıt unter allen Ständen Friede, uhe un Vertrauen herrschen

können. Die Atmosphäre wurde weiterhın vergiftet durch die Verhetzung, die
die Jesuiten allenthalben betrieben, und die die Stimmung 1in den böhmischen
Ländern iıhren un Ferdinands Ungunsten erheblich beeinflußte. So predig
ten S1Ee 1in Neisse öffentlich, daß der, welcher das Abendmahl unter beider-
le1 Gestalt empfange, den leidigen Teufel empfange, und 1n Oberglogau
brachten S1e zustande, daß die Evangelischen öffentlich durch Henker als
meine1ldige un:! treulose Leute proklamiert wurden. Als „friedhässige, schäd
liche, landesverderbliche un! unruhige Leute  +t verhaßt, scheuten S1e kein Mittel,
die Vang. Stände unaufhörlich verunglimpfen un siıch unter dem Deck-
mantel der Religion auf Kosten des Landes bereichern

Am 20. Maı traf bei der Zusammenkunft der nächstangesessenen Stände 1n
Brieg ein Schreiben der Böhmen e1n, wotrin Ss1e bedauerten, daß iıhrer Bıtte
Intervention e1im Kaiser och nıcht entsprochen worden se1i Be1 der Zusam-
menkunft 1in der Unıversıität VO: E Maı se1 in  3 der Überzeugung
langt, daß durch verschiedene kaiserliche Befehle dem Majestätsbrief, den
Verträgen zwıschen Evangelischen un! Katholiken un den Landtagsbeschlüs-
SCIN zuwidergehandelt worden sel, dazu seien die Defensoren ausgeschaltet, die
kaiserliche Bestätigung der ständischen, geistlichen und weltlichen Privilegien
kassiert un „ un Leib un! Ehr schon ungehört verurteilt worden. Daher
sind WIr die Herren obersten Landesbeamten und Statthalter Böhmens,
durch deren Zusammenspiel, Anstiftung und Einwilligung solche harten und
unerträglichen Befehle geschrtieben und ausgeführt wurden, vermoöge der uns
VO:  3 dem Landtag eingeräumten Macht mıit wirklicher Tätlichkeit, WI1eEe s$1e
sıch dergl. Störer des öffentlichen Friedens gebührt, W1€e durch Druck 1N
verschiedenen Sprachen kundgemacht nıcht allein verfahren be
S worden, sondern haben uch für fatsam und unumgänglich notwendig
befunden, weil der ‚ Vang. Stände Bıtten und Flehen nıcht verfangen
wollen .. nach wohlreiflichem Ratschlag kein anderes Miıttel gesehen, Ww1e
diesem wachsenden Unheil könnte egegnet un! abgeholfen werden, als mıt

6) Isabella, Wıtwe des Köni Johann Zapolya, hatte Stebenbürgen die Frürsten.-
mer Oppeln und Katı JT erdınan abgetreten und der ° für Kırchen
und Schulwesen Privilegien erteılt.
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gebührlichem W iderstand und Verteidigung uns gefaßt machen .. die
ber keinem andern 7 weck dient, als Zu Schutze der Reputatıon des alsers
und Königs, der u11l gegebenen Versprechen un der Bestätigung der 1n
Religionssachen erlangten Majestätsbriefe, Vereinbarungen, Landtagsbeschlüsse
und der Union un rechtmäßiger Verteidigung und Sicherung unserer

Relıgion und ıhrer freiıen Ausübung, NsIelr Kırchen, Schulen, Konsistorien
und ottes, seines heiligen W ortes und iıhrer - Majestät Nsefe

und des anzeCnN V aterlandes Feinde“. Die Schlesier sollten verstehen, daß s1ie
diesem Extrem, das s1ie viel lieber unterlassen als unternommen hätten,

CZWUNZCN worden seien. Gemaß den Unionsvereinbarungen baten s1e, iıhnen
innerhalb eines Monats 1000 Mannn Pferde und 2000 Fußknechte auf eigene
Kosten Hılfe senden. S$1e zweifelten nicht, daß sıch die Schlesier ZufrF

Verteidigung des alleın seligmachenden W ortes ottes als getreue Unions-
mitglieder und Nachbarn verhalten würden, und versprachen, 1M gleichen Fall
uch den Schlesiern beizuspringen. Da S1e ühlten, daß derartige hochwichtige
Sachen, die der Schlesıier, der Böhmen und des Reiches allerhöchsten Notstand
betrafen, sich NUur in persönlıicher Unterredung behandeln ließen, baten s1e, da
Gefahr 1mM Anzuge, Je her Je besser, iıhre Gesandten auf das Prager Schloß in
die allgemeıne Landstube abzuordnen, s1e anzuhören un! miıt ihnen
beratschlagen. Nun erließ Johann Christian 31 Maı une Rundfrage die
nächstangesessenen Fursten VO:  - Jägerndorf, Liegnitz, Bernstadt und Öls, den
Freiherrn V, Maltzahn auf W artenberg und die Stadt Breslau, ob das Schrei-
ben abzusenden se1i Johann Georg Jägerndorf erklärte entschieden, daß 1in
der Hauptsache, der Sıcherstellung der Vans. Religion, sıch nıchts geändert
habe, un! se1i befürchten, daß, WE Inan nıcht fest zusammenhalte,
den Evangelischen noch heiftiger zugesetzt werden mochte. Auf die Erhaltung
des Majestätsbriefes und des Bündnisses se1 mehr sehen als auf den mMOg
lıchen Anstoß“ Auch die Liegnitzer ate 2ußerten sıch in Abwesenheıt Herzog
Rudol{£s dahingehend. Dennoch wurden die Schreiben VvOorerst nıcht abgesandt,
das den Kaiıser erst nach dem 13 Juni

Kaiserlicherseits WAar man ebenfalls -  - untätig. Durch Druck und Ver-
sprechungen emüuühte Inan sich, die Schlesier VOon der Erfüllung ihrer Bündnis-
pflichten abzuhalten, und entstand die Schlesier zwıischen Kaiser und
Böhmen eın Tauzıehen. Dıie nächstangesessenen schlesischen Stände bedauer-
ten schließlich 23. Junı, daß S1e den böhmischen W unschen vorläufig
nıcht entsprechen könnten, da die Sache nıcht die Anwesenden allein, sondern
alle Fürsten un! Stände und das N: and etreffe und bei ıhrer großen
Wiıchtigkeit uch VO:  3 allen beraten un:! beschlossen werden musse, w as erst
innerhalb VO.  - Tagen möglıch se1i S1e versicherten aber, daß s$1e ihren 1mM
Bündnıis enthaltenen Verpflichtungen nachkommen wüuürden. Zur gleichen eıt
beschieden s1e ber uch das kaiserliıche Begehren, 1n Schlesien die Werbung
Von 1000 Reıitern gestatten, mıiıt Rücksicht auf die den VEIrgANSENCUH Jahren
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gemachten schlechten Erfahrungen abschlägıig 10) Es zeigt die zwiespältige
Lage Schlesiens 1n staatsrechtlicher Hınsıcht, daß Johann Christian den Kaiser
über die etzten Beschlüsse der böhmischen Stände und deren Wunsch unter-
richtete, 2000 schlesische Soldaten erhalten. Matthıas zeigte arüber Ent-
rustung mehr, als Majestätsbrief, Union und andere Abmachungen
bestätigt habe Er se1 uch gewillt, allen Diıifferenzen durch Vermittler (wobeıi
W ıen den Kurfürsten N Sachsen, Erzherzog Maximilian, Kardinal Diet-
tichstein und den Herzog Brieg dachte) gebührend abhelfen lassen, und

se1 uch gewillt abzurüsten, WLn die Böhmen abgerüstet hätten. Es ginge
jetzt nıcht den Majestätsbrief, sondern die Erhaltung der königlichen
Herrschaft. Er hoffe daher, daß die Schlesier ıhrer Pflicht nachkommen un!
ıhm ZUrLFrC Wahrung der Landeshoheit Hilfe eisten würden, und ermahnte sie,
die Böhmen mıit ihrem Ersuchen abzuweisen und Ruhe, W affennieder-
legung und Wiederherstellung der kgl Herrschaft aufzufordern, widrigen-
talls Schlesien dem Kaiser Hilfe eisten mulßte Dem wieder stand die Mit-
teilung der Defensoren9 daß ungeachtet der gütlıchen Verhandlungen
1mM Namen des alsers starke Werbungen und Hilfeersuchen Böhmen
VOLrSCHNOIMMNME würden, und daß das kaiserliche Kriegsvolk immer äaher

Böhmen rücke. Sie täglich auf den Einfall der Kaiserlichen g -
faßt un baten ringen die angeforderte Kriegshilfe 11)

Der für den 3: Juli nach Breslau ausgeschriebene Fürstentag sah sıch en
der Unruhe und der starken Werbungen und ITruppenzusammenziehungen in
den umliegenden Ländern CZWUNSCNH, uch seinerse1its 2000 Reıiter und
4000 Mannn Fußvolk werben und lehnte den Durchzug VO  - hundert VOIIN
Kaliser angewotrbenen Kosaken, WwI1Ie die polnischen Reıiter damals hiıeßen, ab,
genehmigte ber Zur Bezeigung seines Respekts VOLr dem Kaiıiser der kalser-
lıchen Kammer 01010 Taler fälliger Abgabe, obgleich die Schlesier be1 Vor-
liegen einer Landesgefahr berechtigt I:  ® die Abgabe einzubehalten. Ferner
befahl unverzügliche Musterungen 1n Ober- un! Niederschlesien Leob-
schütz, Ratıbor, Striegau un! Kanth Schlesischer Generalfeldoberst, Ober.:
kommandierender der schlesischen T’ruppen, WAar Johann ecofrg Jägern-
dorf. Unter ihm stand Oberst Graf Johann Georg Hohenzollern, der 1606
nach Schlesien kam und seit 1610 unter dem Herzog Jägerndorf schlesischer
Truppenführer WAar 12)
Anfang Juli gab der Kaiser den böhmischen Direktoren den Befehl seine
Truppen bekannt, in Böhmen einzurücken. Er machte die Böhmen dafür VeLI-

antwortlich, weil s1e seinen Ermahnungen un Befehlen nıcht gefolgt sejien,
un! machte S1e darauf aufmerksam, daß S1E 1mM Falle des W iderstandes Gefahr
liefen, ihre Freiheiten, Rechte un die Landesordnung selbst aufzuheben, da

gewillt sel, seine Rechte 1n Böhmen wahren. Jetzt WAar für die Böhmen

10) : 75—8]
11) C: 73—976, 144/5, 618
12) a.a. O 5. 7V 106, 120



keine eıit mehr versaumen, VOLr den Kaiserlichen die Piässe besetzen
können. Die Zwangslage gebot ihnen, das gemeinsame Verteidigungswerk
hne jede weıtere Verzögerung wirksam werden lassen und die Bereıit-
stellung der schlesischen Iruppen bıtten, da s1e in klarer Erkenntnis der 1im
Hause absburg wirksamen Kräfte und Tendenzen in jedem Aufschub ine
Gefahr für ıhre gemeinsame Sache sahen 13) Der Beschluß des Breslau
versammelten Fürstentages VO zeigte die 1 Problematıik der

Lage, 1in der siıch die Schlesier durch den Zwiespalt 7wischen Herrschertreue
un Unıon befanden. In ihrer Instruktion für die AaUS Hans Ulrich Schaff-

gotsch auf Trachenberg und Kıenast, dem Jägerndorifschen Oberhauptmann
Hartwig Stitten und dem Münsterberg-Ölser KRat Hans N: Marschall be-
stehende Gesandtschaft die böhmische Ständeregierung erklärten s$1e ıhren
Wıllen, 1n der Unıon verbleıben. Sıe wıiesen ber auf die böhmischen
waltmaßnahmen hın un! auf die kaiserliche Erklärung, wonach niemals
1M Sinne gehabt habe und auch nıcht habe, den böhmischen Ständen ıhre
verbrieften Rechte entziehen, und DE Abhıilfe der Beschwerden Bevoll-
mächtigte wolle Da s$1e ber nıcht wußten, aus welchen Ursachen
und welchem Ziele jene aßnahmen erfolgt sejen und W as Zur Abhilfe der
Beschwerden geta worden sel,; un! da s1e wünschten, daß die Beschwerden
Zur Behandlung kämen, sollten sich ihre Gesandten darüber unterrichten.
Auch den Kaiıser sollte ine Gesandtschaft abgefertigt werden, ıh:;
bıtten, Böhmen glimpfliche Mittel anzuwenden, un! s1e zweifelten
nicht, daß sıch ZufrF. gütlichen Beilegung bewegen lassen werde. Sollten aber
die Gesandten erfahren, daß sich dıie böhmischen Maßnahmen die
Hoheıt des alsers auswuüchsen der daß die Böhmen auf Bedingungen, die
ıhnen genügend Genugtuung und Sicherheit gewährten, nıcht eingehen woll
ten, sollten die Gesandten dahingehend wirken, das AuDßerste vermeiden
und aNgEMESSCMNC Bedingungen erreichen. Der Fall allerdings, daß die
Böhmen öffentlıchen Widerstand leisteten und obige Bedingungen ablehnten,
liege außerhalb der Unionsverpflichtung, doch bezweifelten s1ie nıcht, daß die
Böhmen sıch dem gebührenden Respekt und Gehorsam VOL dem Kaiser
bequemen würden, weıtere Gefahren VO.:  - Böhmen und seinen ebDen-
ländern abzuwenden 14)

Die Unruhe, die die überall 1n den Nachbarländern stattfindenden Truppen-
werbungen verbreıteten, veranlaßte die Einberufung eines Fürstentages,
der ine Eingabe den Kaiıser beschloß, die Schlesier rechtfertigen,
den Kaiser ZUuUr Mäßıgung veranlassen un! kriegerische Verwicklungen
vermeiıden. Sie stellten fest, daß S1e immer die kaiserliche hre und Hoheiıt
verteidigt und in freiwilligen Geldleistungen ıhr Außerstes beigetragen haben
und auch weıterhıin 1in TIreue verharren wollten. Sıe hielten sıch ber für VOI-

pflichtet, den Kaiıser daran erinnern, W 245 in der Vergangenheıt vorgefallen
15) ü 145/6, 612
14) 138-— 140



WAar und seinen Ursprung hatte S1e mißbilligten die böhmischen Ge-
walthandlungen und haben daher die Böhmen Z Maßhalten und Zur

Achtung der kaiserlichen Majestät aufgefordert. S1e mußten ber uch VO
Gewalttaten der kaiserlichen Seite 1n Böhmen Kenntnis nehmen, die den
kaiserlicherseits verbrieften Rechten 1n Widerspruch standen, und machten
seine Ratgeber dafür verantwortlich, daß die VO: Kaiser bestätigten Defen-

der Ausübung iıhrer Pfliıchten gehindert, die Stäiädte VO:  - den Defen-
abgehalten un dus begründeten Religionsbeschwerden Rebellionen kon:

strulert wurden. Ebenso Ww1e In  3 für Böhmen die Gültigkeit VO:  - Majestätsbrief
undUnion bestritt, so ereigneten sıch leider auch ın Schlesien Religionsbedrückun-
SCNH, w1€e Neiße, Oppeln, Ratıbor, Oberglogau, Striegau, Liebenthal, Brostau
und Teschen. Man zerschnıitt die Privilegien, besetzte die Kırchen teils miıt
kath Priestern, teils SPeLLTE der beraubte I1  — S1e der verhinderte Neubauten,
ng die Evangelischen ZALTE kath Kommuni0n, verhinderte s1e Kırchgang
un! Jagte Prediger und Laıien 1Ns Exıl daß und 200 Religionsbeschwerden
vorlagen. Nach den VO: Kaiser selbst bestätigten Unionsbestimmungen
S1e gehalten, die StOorer der Religionsfreiheit zusammenzustehen un alles
einzusetzen, und hre und Gewissen verboten den schlesischen Ständen, sıch
VO  - der Unıon trennen Es konnte für sS1e uch kein Zweifel daran bestehen,
daß, wenn VO  m Anfang allem abgeholfen worden ware, die Unruhen unter-
bliıeben waren. Da S1Ie 1U sahen, daß der Kalser mıiıt Werbungen fortfuhr
und sıch Hılfe 1M Reich un! 1im Ausland bemühte, und höchste Kriegs-
gefahr bestand, beschlossen s1e, 1nNe Abordnung ıh senden, iıh

bitten, die Angelegenheit auf glımpfliche Weıse regeln. Auf kaiserlichen
Wunsch S1e uch gewillt, die Böhmen durch Gesandte ZUr Achtung
der kaiserlichen Majestät, ZU Maßhalten und ZULE Annahme illiger Bedin-
ZunNgen ertmahnen mıiıt der Androhung, daß, WenNnn S1e sıch nıcht mıit einer
Abhilfe ihrer Religionsbeschwerden zufrieden geben würden, S1e dem Kalser
Z Schutze seiner kaiserlichen und königlichen Hoheit beispringen mußten.
Matthıas baten s1e, den Religionsbeschwerden abzuhelfen, worauf S1C uch
weıterhın ihr Gut un! lut für iıh einsetzen wuürden 15) Zeigt uch diese
Instruktion noch die Unfähigkeit der schlesischen Politiker, sıch aus der über-
kommenen Vorstellungswelt lösen un den Realitäten schonungslos 1Ns
Auge sehen, zeigt sıch doch mehr un! mehr ine Auflockerung ihres
althergebrachten Denkens durch den Zwang, sıch 1m Zuge ihrer Bemühungen

friedliche Beilegung des Konflikts ständig mit den rauhen Tatsachen befas
SC  3 mussen, und die damıiıt 1M Zusammenhang behandelnden Religions-
beschwerden sprachen ine harte Sprache. Allein über Religionssachen des
bischöflichen Fürstentums Neiße lagen 120 Schreiben VO  b In Neiße widersetzte
sıch der Bıschof dem Kırchen- und Schulbau un! beschränkte die Bürgerrechte
und die Handwerksausübung der Evangelischen. Die auf dem Gebiet des Stifts
Liebenthal lebenden Evangelischen iıhrer Amter enthoben und Zur kath

15) . 03
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Kommunion CZWUNSCI worden. In Oppeln verbot 1114  — das NS Predigen
un den Kirchbau und schränkte Burger- und Meisterrecht und Erwerbsfähig-
keıt ein 16)
Der Wunsch der Schlesier, die Oöhmische Streitsache unbedingt friedlich bei
zulegen, veranlaßte s1e Juli einem ul  1,  9 och eindringliıcheren
Schreiben den Kaiser. S1e bedauerten, daß das Verhalten der Böhmen als
ine Bedrohung betrachte und, iıhren Bıtten Raum geben, mit T’ruppen-
einmartsch drohe, un! daß, ıhren Beschwerden abzuhelfen, die Böhmen
Sa ıhrer die Bedrängungen ergriffenen Maßnahmen bestraft WUTr-
den 1E baten ihn, die Böhmen nıcht für Verderber des V asterlandes
halten, sondern für reue Untertanen und Beschützer alle Landverderber.
ema seinem Eıd se1 nıcht berechtigt, miıt Truppenmacht 1M Lande eiInN-
zutallen. Dies widerspreche den Behauptungen seiner Ratgeber der
VO  m ıhm beschworenen Landesordnung und seinem Eide, Böhmen bei seinen
Satzungen, Rechten, Privilegien, Statuten, Freıiheıten, Gerechtigkeiten un:!
allen wohlhergebrachten Bräuchen erhalten und alles Cun, w 245

einem u  > ersprießlichen Verhältnis ZU Königreich gehöre. Es ware
besser, wenll ihnen Glauben schenken würde seinen Ratgebern. Dann
ware keine Waffengewalt erforderlich, und wüurde seinen Landen Zu

Nutzen gereichen, zumal die Evangelıschen nıemals daran dächten, die Katho-
liken irgendwie beeinträchtigen. Er solle nıcht seinen aten Glauben schen-
ken. die alles, W ds Landtagsabschied, Landesordnung und andere (Ge-
SETZE., Union, Majestätsbrief, Landfrieden, Liebe und Einigkeit worden
sel, den Protestanten ZUuUr[F. Last legten. W aren die Defensoren VOL Jahren auf
iıhr vielfaches Bıtten VO  3 ıhm gehört un! waäare nıcht 1n seinem Namen auf
falschen, unwahrhaftigen Bericht seiner ate hın Recht und Billiıgkeit
geurteilt worden, dann hätte alles Unheil vermieden werden können. Niıcht S1e
seien Störer des Religionsfriedens, sondern diejenigen, welche mit Drohungen,
Ööpfe springen lassen, die Religionsfreiheit einschränkten und Majestätsbrief
und Union umzustoßen sich bemühten. S1e hofften, daß der Kaiser sıch seiner
schädlichen Ratgeber entledigen un: die Evangelischen die, welche
Unfrieden und Haß saten, 1in Schutz nehmen werde, damıiıt das Königreich
Böhmen als vornehmstes Glied des Reiches be1i Frieden und Freiheit erhalten
bleibe 17)
Fur die Gesandtschaft nach W ıen benannte der Furstentag den Oberlandes-
hauptmann, den kaiserlichen KRat Freiherr Joachım Maltzahn auf W arten-
berg, Albrecht ohr auf Seifersdorf un den fürstl. Liegnitzischen Kanzler
Dr. Jur Andreas Geißler Pohlsdorf und Golsdorf. In den Instruktionen für
die Gesandten drückt sıch die Besorgnis aus, daß die böhmischen Unruhen
einem Kriege ausschlagen könnten. In Böhmen un! Schlesien selen seit g -
Taumer eıt zahlreiche Religionsbedrängnisse un! Zuwiderhandlungen

16)
17) 63—1I1 68

83



den Majestätsbrief erfolgt, und die allein für Schlesien vorliegenden tund
200 Beschwerden selien bisher hne Genugtuung geblieben. Es selien offenbar
1n den obersten Stellen Personen vorhanden, die Ruıin der Länder Ge-
tallen trugen, und die Geschichte lehre, daß bei Vorhandensein solcher Inıtia-
oren INa  . den Andersgläubigen kein Wort halte un! keine Gerechtigkeit
wıderfahren lasse und daß adurch Empörungen entständen. Es handle sıch

klare Verstöße die feierlichen kaıiserlichen Zusicherungen, die sıch
uch auf die Unıion un auf Böhmen beziehen, un WEn die Schlesier die
VO den Böhmen geforderte Hıiılfe Zanz abschlagen würden und daraus dem
Lande Gefahr entstände, ware das der Nachwelt gegenüber schwer VCI-
antworten und wurde berall, Majestätsbriefe und Union bekannt selen,
bösen Nachklang finden Dıie Böhmen könnten auch, WL die Lage
ließe, Druck und Gewalt S1Ee anwenden, zumal gerade IST kürzlich
CN der Unterordnung der Schlesier unter die Ohmıische Regierung Streit
gegeben habe Daher wuürde den schlesischen Stäiänden sehr schwer fallen,
sıch VO  — der Unıion und der darin verbrieften gegenseltigen Hilfeleistung los
ZUSaßEN. Da ber die Schlesier nıcht dem Kaiser, sondern Nur seinen Beratern
die Schuld beimaßen, hofften s1e, daß keinem Kriege kommen
lassen werde, zumal das Vorgehen der Vanz. Stände nıcht den Kaiıser
un! die kath Relıgion gerichtet se1 Da ein Krieg Nur Verderben, völlige
Zerrüttung des Religions- und Profanfriedens, VO  - Recht, Ordnung, Zaucht,
Ehrbarkeit, Achtung VOT der Obrigkeit un! allgemeine Drangsal und Ver-
zweiflung bedeuten würde, sollte der Kaıser gebeten werden, den Beschwerden
abzuhelfen, damıit wieder Frieden, uhe und Wohlstand in den Ländern
einziehe 18)

Am 20. Juli und August ber liefen LNECUC dringende Schreiben der Böhmen
ein S1e teuten sıch über die Anwerbung der 6000 Soldaten un! baten, da
keine Stunde verlieren se1 un! der Einfall der Kaiserlichen unmittelbar
bevorstehe, S1e umgehend die böhmische Grenze 1n Marsch setzen,
ine kraftvolle Demonstration des gemeiınsamen illens veranstalten. Die
Schlesier aber, einem kriegerischen Abenteuer abhold und gewillt, jeden
Preıis den Frieden wahren, begegneten dem durch Hınweise auf Einfälle
VO:  } Türken un! Tataren 1n Polen, die an nıcht gestatteten, Iruppen

Böhmen abzustellen. uch wollten S1e den Verhandlungen Johann hrı1-
st1ans ın Wıen nıcht vorgreifen. Die Gefahren AausSs dem Osten wurden siıcherlich
übertrieben, da I1a  ®} sıch einer Truppengestellung Böhmen, die ja ine
Kriegshandlung den Kaiser bedeutet hätte, einfach noch nıcht eNtTt-
schließen konnte, zumal INa  3 immer noch unter dem Eindruck des als rechts-
widrig empfundenen Fenstersturzes stand und argwöhnte, daß INa  } in Böh-
IHEN einer friedlichen Lösung nıcht recht interessiert se1l Hıer zeigte sıch
die Verschiedenheit der Schau der Schlesier, die bIis VOL Jahrzehnten sıch des
ungestörten Genusses der kaiserlichen Gnade erfreuen konnten, VO:  3 der der

'|8) 132—136, 14 618



Böhmen die seit den Zeiten VO  3 Huß sich mehr und mehr daran gewöÖhnt
hatten, Kaliser Widersacher iıhrer Freiheiten erblicken und all
mählich 1116 Kampfstellung hineingewachsen I die schließliıch dazu
führte, durch den Fenstersturz H1 vollendete 'Tatsache schaften. In der
Annahme daß die Böhmen NUuUr noch VO:  - Gewaltlösung die W ieder-
herstellung ihrer relig1ösen Freiheiten erhofften wurden die schlesischen Ge
sandten Prag aNSCWICSCH den Böhmen entsprechend den Unionsbestimmun-
C NUur Religionssachen MIt Rat dienen 19)

IDITG Böhmen wiederum standen unter dem unmittelbaren Zwang der milıtä-
tischen Entwicklung Schon kam die Nachricht daß die Kaiserlichen das
böhmische Schloß Landsteıin Zur Übergabe aufgefordert und sıch des Schlosses
und Städtchens Füsterıitz bemächtigt hatten Sie sahen darın den BeweI1ls daß
ihre samtlichen Bemühungen be1 Kaiser Kurfürsten Fuürsten und Reichs-
ständen friedliche Beilegung des Konflikts erfolglos geblieben und
der Gewalt 1U  — mıiıt Gewalt begegnet werden DiIie Direktoren baten
für den Fall daß die erste Hılfe noch nıcht abgegangen SC1 S1IC unverzüglich

Marsch setzen un! das zweıte Aufgebot bereitzustellen, SE Falle
dringender Not ZuUuUrf. Erhaltung unNseIfer und der allgemeinen Vans Religion
des Majestätsbriefes damıit nachbarlich beizuspringen un MI {I1-

gesetzter Hıltfe unserer Feinde Versuche und Gewalttätigkeiten VO uns aD
wenden helfen 20) kıne Resolution der böhmischen Vang Stäiände VO

August stellt fest daß saämtliche Maßnahmen die kaiserlicher-
SEeIFtS bemängelt wurden lediglich ZuUuUrC Verteidigung un:! Erhaltung der freien
Religionsübung und der aruüuber vorhandenen wohlerworbenen Privilegien
geschehen

W as ber den Punkt der gütlichen Beilegung betrifft wollen die Herren
Gesandten un: zuvorderst ihre Herren Prinzipale den Direktoren und iıhren

dies zutrauen daß die Vang Stände Böhmens dieHerren Prinzipalen
gütlıche Beilegung nıemals abgeschlagen haben un uch nıcht abzuschlagen
gewillt sind Dies geht daraus klar hervor daß sobald der Kaıser sich ent-
schlossen hatte diese Kommissare 711 Abhıilfe der Beschwerden schicken
S1I1C dem Kalser dies nıcht NUur anheimgestellt sondern uch da sich damıit
verzogerte un!| der Kaiser (mıt Vorgeben der ben angedeuteten Kommı1ss1ıon)
siıch andern besonnen nämlıch daß gesinnt SC1 sSC1MHM Kriegsvolk nach
Böhmen schicken und dadurch den Eindruck erweckt hat daß die KOom-
1551011 die Stände NUur Sıcherheit WICSECN soll un sıch inzwıschen
militärisch stärken wolle dennoch die Stände den Kaılser die Kommıissıon
erinner dies uch den Kurfürsten un! Fursten des Reichs erkennen g -
geben un! S1IC eitere Vermittlung eim Kalser ersucht haben die dann
uch sıch eiım Kaliser solcher Vermittlung erboten haben Es hat ber
der Kalser zweiıftfellos auf Anstiftung unNnNserer und uLNseTfeTr Religion Feinde

19
20
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dermaßen schwere un! Zanz unmöglıche Bedingungen namlıch die Weg
legung der W affen un gänzliche Unterwerfung der Stände aınmuten lassen
daß S1C iıhres GewIlssens und der Ehre halber nıcht zustiimmen konnten WOTL-
auf geschehen ließ daß sC1inNn Kriegsvolk CINLSC rte dieses Königreıichs
MIt Feuer un! Schwert angrıff und damit die Hoffnung auf gütlıche Be1-
legung gänzlich zerstor hat Obwohl 1U die böhmischen Stäiände die D1S
dahın Respektierung des alsers mehr als zuviel innegehalten und sich

siıchadurch vieler Vorteile begeben haben genügend Ursachen hätten
dieses Kriegsvolk das sıch als offene Feinde des Königreichs gezeigt

verteidigen wollen S1C doch noch 6111 für alle Mal erklären sıch uch
weıterhin Zufr gütlichen Beilegung bequemen und WEn SIC Sachen der
Religion und während der Verhandlungen genügend gesichert un die Be-
schwerden beigelegt wuürden sıch nach Möglichkeıit aNnZupassecn Da ber der
Eıinfall schon geschehen un noch täglich dergl gefährliche Gelegenheiten
kommen könnten wodurch die V Stände ihre rechtmäßige Verteidigung
gebrauchen mußten gebietet die Vernunft auf das feindliche Kriegsvolk
achten Aus diesem Grunde 1ST höchst > daß die Ööhmischen und
schlesischen Stiände ıhr Kriegsvolk VEICINISEN widrigenfalls 193028 C1MNC gütliche
Eınıgung mehr SpEeITIEN als fördern wüuürde

Die Direktoren baten daher die Gesandten daß S1C x Anbetracht hoher
Not un Gefahr und eingedenk dessen W 1 treulich un MIt unNnseren großen
Unkosten WIL N} eıt denselben ihren Privilegien sowohl PUunNCcLO der
Religion als uch des fürstlichen Oberamts behilflich gewesen ” die schlesi-
schen Stände bewegen gema dem Bündnis ihr Kriegsvolk unverzügliıch
Marsch setzen

Die Fürstentagsproposition die die schlesischen Gesandten dem Kailiser
W ıen vorlegten enthielt neben umfangreichen Liste der Religions-
beschwerden folgenden Hauptgedanken Der Kaiser gebe SC1INECN

kriegerischen Maßnahmen vornehmlich durch den Fenstersturz bewogen WOTL-
den SC1II1 DıIe Schlesier erinnerten ber daran daß die beiden Statthalter
schon 1611 kaıiserliche Beamte und alle Länder große Beschwerde
P schlechter Regierung uührten daß schon damals die Böhmen auf ihre
Abberufung drängten Da Matthıas damals Zur gütlichen Beilegung bel:

habe zweifelten die Schlesier nıcht daran daß sich ihr uch
dieses Mal nıcht verschließen werde UDie Anwendung VO Waffengewalt hın.

könnte dem Schluß führen als SC1 111e Unterdrückung der Evan-
gelıschen un! die Kassıerung der Majestätsbriefe geplant. Auf Grund der
vielen Verstöße Majestätsbrief und andere Privilegien SC1 die Stiımmung
des Mannes gereizt, un! wenn Exzesse bisher uch vermieden Z7eIL-
den konnten, fürchteten S16 doch, daß be1 öffentlichen Kriege

Böhmen dazu käme S1e schlossen MIt den profetischen W orten Dzje
Geschichte lehrt weich 2roße Veränderungen den Ländern geben KAnN,
WEHNN Herrscher SESCH ıhre Untertanen mık aller Schäarfe und Kr:iegsmacht



vorgehen, besonders WEeNnn INAN eIN an26EI and ZUYV Verzweiflung hringt
Aus solcher Verzweiflung heraus kann uch schwerwiegenden unabseh-
baren Entschlüssen kommen und Interesse des Reichsbestandes I1NUuUSsSCI die
Gesandten der Gewaltanwendung wiıiderraten zumal C Krieg nıcht alleın
Verwüstung, sondern uch Zerrüttung des Religions- un weltlichen Friedens

Gefolge habe Der Kriegführende übernimmt NC schwere Verantwortung,
da Schuldige und Unschuldige Frauen un! Kinder beider Religionen
trıfft 21)
Dıe Antwort des alten alsers leugnete jede Rechtsverletzung VO  - SC1INECTI Seite
un! WIC uch alle folgenden kaiserlichen Resolutionen die Problematik
der Personalunion VO  @ katholischer Kaiserwürde und der böhmischen C1iCM

Valls Land geknüpften Königswürde unlösbar für die kaiserliche Seite aller:
dings ELE eshalb weil die Toleranzidee die SIC sehr einfach gelöst hätte
ıhren restauratıven un! zentralıistischen /Zselen Wege stand Di1e kaiser-
lıchen Antworten übersahen daher geflissentlich die lange Kette VO Ursachen
die schließlich Z Aufstand führte ebenso WIC die "Tatsache daß den
Böhmen nıemals die Anzweiflung der kaiserlichen Gewalt A115, enthielten
als unannehmbare Vorbedingung für jedes kaiserliche Einlenken die W/1afftfen-
niederlegung durch die Böhmen und begegneten den wiederholten böhmischen
Erklärungen treue kaiserliche Untertanen leiben un NUur den Frieden un
die Sicherstellung iıhrer Relıgionsfreiheit wollen MIt erneuten militärischen
Maßnahmen 22) Fur die Böhmen konnte daher jeder NEUEC kaiserliche Kriegs-
akt NUur INIt Bemühungen Verstärkung ıhrer Kriegsmacht beant-
wortet werden Am Z August hatten WE Gesandte der Vahns Ööhmuischen
Stände VOL den schlesischen Ständen Audienz wobe1l S1C VO  - weıiteren
Eıinftall der Kaiserlichen Böhmen berichteten NS1ie WI165SCIH darauf hın daß
MIt Rücksicht auf die dem Königreich tohenden Gefahren keine Stunde
mehr ZOBCIN erlaubt SCI1 und ersuchten die Schlesier nochmals, „„S1IC wollten

solcher Not die L1U.:  - augenblicklich wächst un! ZUN1IMMt ihre Bedenken
beiseitesetzen AUS der Not 111C Tugend machen und unverzüglich die gemäaß

Auch csollte das kürzlich erbetenedem Bündnis versprochene Hılfe senden
Aufgebot VOISCHOLLLIL werden 23) Die Versammlung erkannte wohl die

dem Lande drohenden Gefahren konnte sich ber milıtärischen
Maßnahme nach WIC VOL nıcht entschließen da alle bedrohlichen Tatsachen
iıhren Friedenswillen nıcht erschüttern vermochten Vielmehr sollte noch
einmal den Kailser geschrieben werden Eıine Nachwerbung VO Truppen
wurde aus finanziellen Gründen NUuUr für den Fall aubßerster Not als
befunden ebenso sollte der hohen Osten z die Gesandtschaft S1C

betrug allein über 100 Pferde Aau$S Wıen zurückgerufen werden Matthıias
drückten S1C ihre Enttäuschung darüber Aaus$s daß bısher nıcht auf die Inter-
vention VO  - Kurfürsten un Fürsten des Reiches ZUrF. friedlichen Beilegung
21) LO 16 618
22) 227 —230 207—209 3() 618
25) D  O6O 2016
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der Streitigkeiten eingegangen sel, und daß auf beiden Seiten die milıtärischen
Vorbereitungen soweIlt getroffen seien, daß ZU Blutvergießen kommen
könne. Sie ühlten sıch U verpflichtet, eindringlıch dem Kaıser die nıcht
wieder gutzumachenden Folgen VOL Augen führen, die sıch au einem
Kriegsausbruch ergeben würden: daß es Vertrauen, Einigkeit, Liebe
UN Glauben, dıe >ayıschen den Ländern UN iıhrer Obrigkeit UN Untertanen
jemals SEWEJICH UN: ıhrem Nutzen UN| Gedeihen fortgepflanzt UN
halten worden, Au f einmal zeryulttet und 1N ein hochgefährliches und grau-
lıches Mißtrauen verwandelt un schließlich sıch soweIıit bIs ZUETE außersten
Verzweiflung entwickelt, daß uch nachher durch VWeıisheıt, Maäßigung, Glimpf
und höchste Bescheidenheit solches nıcht leicht wiederzubringen und 1n friıed-
lıche uhe und W ohlstand setzen ist. Dies alles haben mehr

beherzigen, als der größte Verlust doch die Obrigkeit trifft, da VO  e einem
verdorbenen Königreich un seinen einverleibten Mitgliedern keine der NuUur
schlechte Hılfe un Rettung mit Darsetzung VO  e Vermögen, Hab und Gut
un anderer Hılfeleistung erwarte werden kann, nachdem bis anhero
und ihre Vorfahren VO Königreich Böhmen und seinen einverleıbten Landen
dergl. ansehnlıche grobe Hılfen 1N Werk un A unablässig empfunden und
solche Ireue unverrückt verspurt und erkannt haben, daß diese .. ande-
fen Landen, nıcht vorzuzıehen, doch gleichzuachten se1in wird.“ Fuür
Schlesien bestände die besondere Gefahr, daß als Grenzland 1mM Kriegsfall

schwersten betroffen würde. S1e baten, den Bemühungen der Reichsfürsten
folgen, sıch Zufr Beilegung des Streitftalls friedlicher Mittel bedienen,

sich allen auf Krieg und Blutvergießen gerichteten Ansınnen seitens seiner
Berater verschließen und verhindern, daß das Land, das für das
Herrscherhaus ımmer das AuDßerste eingesetzt hat und uch weıiterhin ein-
zusetzen gedenkt, dem ungewissen Ausgang eines Krieges ausgesetzt werde,
die Oöhmischen tenzen VO Kriegsvolk befreien, diejenigen friedlichen
Maßnahmen ergreifen, die ine gütliche Beilegung des Streitfalls ermöÖg-
lıchen und verhindern, daß das erschöpfte Land durch Kriegsrüstungen und
andere mMit dem gegenwärtigen Zustand verbundene Unkosten un: Geldver-
geudungen vollständig ruliniert werde. Die schlesischen Stände seilen 1n eli-
210NS- un Gewissenssachen miıt den Ööhmischen Ständen e1idlich wirk-

gegenseıtiger Hilfe verbunden. Die Unıion gelte ausschließlich für die
Sıcherung VO Religion und Majestätsbrief und solle keineswegs Person un:!
Hoheıit des A1lsers uch Nur 1im geringsten antasten Sollten die böhmischen
Stände, die kaiserliche (arantıe des Majestätsbriefes erfolgen wuürde,
noch darüber hinaus eLtwaAas fordern, wuürden die schlesischen Stände dem
Kaıser mıit Gut und lut ZUur Seite stehen.

SES geruhen M., die Valls Stände in Böhmen un!: Schlesien mıit aller-
gnädigster Resolution und gewisser Versicherung in puncto der Religion un!
des Majestätsbriefes versehen und versiıchern und adurch allem ZCI-

rüttenden, gefährlichen un besorglichen W esen abzuhelfen, ber uns nıcht
verdenken, noch twa



Ungnaden unls Isich ] bewegen lassen, daß WIr der teuer und
hoch versprochenen Hılfe in puncto der Religion er nıcht EK
Person und Hoheıt, WOSCHCIL WwIr VOL aller Welt öffentlich . . protestiert
haben wollen) nunmehr würden Folge eisten und unls mıiıt iıhr verantwort-
lich erzeigen un abfinden mussen Getrösten unls ber allergnädig-
sten und väterlichen, friedlichsten erzens un! wollen nıcht zweifeln, daß

durch Versicherung des Religionspunkts und des darüber ausgefertig-
ten Majestätsbriefs diesem nwesen un den Religionsbeschwerden, ehe

endgültiger Verheerung A  . Land un! Leuten ausschlage, abhelfen un!
MSI Gesandten mit versprochenen ... Resolution nıcht länger
autfhalten .. und u. K wollen WIr u11ls5 als getreue, gehorsame
Untertanen die eıt NSICS5 Lebens eifrig beflissen se1n, diese Gute un! Gnade
mit HASetfen getreuesten LDiensten ungespart Guts un! Bluts verdienen
Eınen Tag spater baten S1e den Kaiser, moöge mıt Rücksicht auf die wirt-
schaftlıche Erschöpfung des Landes und die hohen Kosten fuüur das AaNSCWOL-
ene Kriegsvolk iıhre Gesandten beurlauben un! mit seiner Resolution nıcht
länger zögern. Dazu richteten S1e König Ferdinand und Erzherzog Maxımı1u-
l1an die Bıtte, sıch e1im Kaiser für ine friedliche Beilegung des Konflikts
einzusetzen 25) An demselben Tage schrieben S1e uch die Oöhmıischen
Direktoren. Nach wıe VOTL etzten s1e iıhre Hoffnung auf den Friedenswillen
des alsers un! vertrauten darauf, daß uch die böhmischen Stände der fried
lichen Lösung den orzug gaben, STa ine Zuflucht Maßnahmen
nehmen, deren Ausgang ungewiß WAarLr. Wohl ühlten S1e sich verpflichtet, ZUFE

Abhiulfe der Religionsbeschwerden beizutragen, zumal S1E ja uch davon be
troffen ‚9 doch erschien 6C iıhnen höchst bedenklich, dem Ersuchen auf
Wa ffenhilfe jetzt schon willfahren, S1IE immer noch glaubten, durch
Verhandlungen mıiıt dem Kaiser einen friedlichen Ausweg finden 1E be:
dauerten, daß die Verhältnisse in Böhmen sıch bereits kriegerischen Eın
griffen zugespitzt hatten, aber, gestutzt auf den Bericht ihrer Gesandten
in VWıen, weiterhın optimistisch, daß der Kaiıser sıch iıhren Bıtten Erhal-
tung des Friedens nıcht verschließen werde. Von den Böhmen ertwarteten s1e,
daß s1e sıch bis A AuDßersten aller kriegerischen Maßnahmen die
Kaiserlichen enthielten und das schlesische Verhalten alleın dahın verstanden,
daß solange der kaiserliche Entschluß ausstehe, S1e VO  m iıhrer u Absicht,
den Konflikt friedlich beizulegen, nıcht ablassen wollten, zumal dies uch
Befremden bei den Reichsständen hervorrufen wuürde. Sie konnten nıcht
glauben, daß der Kaıiser, der sich friedlichen un:! gütlıchen Mitteln bekannt
hatte, die friedlichen Bemühungen der Reichsfürsten mit Krıeg beantworten
wuürde. Dıie Böhmen sollten sich daher noch in Geduld fassen, ber versichert
se1n, daß, falls die Hoffnungen enttäuscht würden, S1e sıch der kaiser-
licherseits bestätigten Uniıon bekennen würden, und für den plötzlichen Notfall
WAar das schlesische Kriegsvolk der böhmischen Grenze einquartiert. Fur den
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Fall daß iıhrer Zuversicht den Religionsbeschwerden nıcht abgeholfen
wurde, sondern die Sache auf eine gefährliche Verzögerung der auf Krieg
hinausliefe, Wr Vorsorge getroffen, daß bei dringender Gefahr die Direktoren
entsprechend dem etzten Fürstentagsbeschluß nıcht hılflos gelassen werden
sollten, mıt dem Vorbehalt, daß die Böhmen iıhnen auf jeden Notfall hin a

Hılfe kommen und, falls das geworbene Kriegsvolk 1N Schlesien gebraucht
werden sollte, zurückgefordert werden könnte 26) BDas: W as den Böhmen
bereits unerbittlich klar WAaTr, erkannten die Schlesier noch nıcht daß die
kaiserlichen Ratgeber un Vertreter die Schlesier hinhielten und mMiıt Nver-
bindlıchen W orten nıcht sparten, S1e VO  - einer milıtärischen Hilfeleistung
abzuhalten:;: daß s1e ber unabhängig davon diejenigen militärıschen Kräfte
sammelten, die gegebener eit den Aufstand ersticken sollten.

Ebenso w 1e die schlesischen versuchten uch die mährischen (‚esandten unter
Kardinal V. Dietrichstein alles, den Kaıser ZuUuUr friedlichen Beilegung der
Streitsache bewegen. Die Mährer baten uch die Schlesier, dafür einzutreten,
daß, solange das Ergebnis der Verhandlungen der mährischen Gesandten in
Prag noch nıcht vorlag, keıin schlesisches Kriegsvolk gesandt werden sollte.
DıIe Schlesier ersuchten uch Audienz be1 den Erzherzögen Ferdinand
un Maximilıan, die ihnen versprachen, falls die Böhmen ihren Untertanen-
pflichten genugen würden, sıch eim Kaıser 1mM Sinne der Schlesier einzusetzen.
Am September wurden S1e uch VO Kaiser kurz empfangen, un fol
genden Tage überbrachte ıhnen der Oberste Kanzler Zdenko Lobkowitz die
kaiserlichen Resolutionen 27) In Böhmen verschärfte sıch indes die Lage
weıterhin. Harte Patente befahlen den kaiserlichen Generalen, die Häupter der
Rebellen TOL der lebendig 1in ıhre Gewalt bekommen. Der kaıiserliche
Kriegskommissar nahm Schloß und Stadt Polna ein un: befahl die E
Einwohner auf das Schloß, woselbst S1e VO  m Jesuiten ZU Abfall aufgefordert
wurden. S1e AN) aber, daß sS1e lieber iıhr Leben als ihre christliche eli-
g10N 1in die Schanze schlagen wollten. Die feindlichen Übergriffe 1n Böhmen
nahmen immer mehr Z und da Kaiser, König Ferdinand und Erzherzog
Maximilıan auf den Bedingungen der W affenniederlegung und Truppen-
entlassung bestanden, WAaTrL, da den Böhmen diese Bedingungen auf Grund der
ihnen bekannten unversöhnlıchen Einstellung der Hıntermänner des alsers
nıcht zumutbar ine gütlıche Beilegung des Konflikts nıcht C1I-

warten. nter den Oöhmischen Ständen außerte sıch mehr un mehr Ungeduld
darüber, daß die Schlesier mıt der milıtärıischen Hılfeleistung immer rioch
zögerten, durch iıhr vergebliches Hoffen ihnen den Feind auf den Hals hetzten
und ıhm eit und Gelegenheıt seinem Vorteil und Böhmens Nachteil eIN-
raumten, un:! S1e befürchteten, daß weıteres Zaudern allen Z Verhängnis
werden könne. Inzwischen hatte sıch der schlesische Oberbefehlshaber auf
dringendes Bıtten der Oöhmischen Heerführer ZU. Anrücken seiner Truppen
26) 197—200 618
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1in Rıchtung Böhmen bestimmen lassen und Jagerte Miıtte September in der
damals Böhmen gehörenden Gra{fschaft Glatz Als Johann eorg ber
glaubte, se1in eigenmächtiges Verhalten legitimıeren mussen, dem soeben
Aaus W ıen zurückgekehrten Oberlandeshauptmann seinen Vormarsch mitteilte
und Dırektiven ersuchte, befahl ıhm Johann Christian, nach Schiesien
zurückzugehen, und der Markgraf gehorchte 28) worauf unter den Böhmen
weıtere Verbitterung entstand. Noch einmal druückten S1e ihre Enttäuschung
aruüuber AuS, daß das wohlüberlegte Bündnis, endlich wirksam werden,

solchen Weitläufigkeiten führe, während in Böhmen offener Krieg, Mord,
Brand un Verderben herrsche, wobei kleine Kinder, schwangere Frauen und
Kıirchen nıcht verschont würden, schilderten mit beredten W orten die sich aus

der Fortdauer des Unheils für die Freiheiten der böhmischen Länder C1I-

gebenden Getfahren und baten inständig, doch endlich die vertraglich verein-
harte un zugesicherte Hılfe entsenden. Der böhmische Heerführer Colonna

Fels außerte sıch erbittert: „Wıe kann das VOTL Gott bestehen, daß I1  — der
Sache den Schein g1bt, daß 5 weil der böhmische Fall heute Aussıicht auf
Beilegung biete, der Hıiılfe nıcht bedürfe, doch Feinde 1mM Lande

die 200 Dörfer verbrannt haben un noch stundliıch rauben und brennen?“
Johann Christian selbst machte, wI1Ie Christian Anhalt, den radikalsten
Vertreter der Union schrieb, auf Grund der iıhm gemachten Vorwürtfe geltend,
daß der Markgra{f die Truppen selbst angehalten und Entscheidung
sucht habe, daß nunmehr kaum habe anders entscheiden können 29)

Inzwıschen W ar die kaiserliche Dıiıplomatıe uch 1mM katholischen Polen tätıg
geworden, dessen König Sigismund HF: der Schwager König Ferdinands un!
des Breslauer Bischofs Erzherzog Karl WAar. Als kaiserlichen Hofe das
böhmische Unternehmen des Markgrafen bekannt wurde, sandte einen
Agenten nach W arschau, worauf September Sigismund Schlesien einen
warnenden Brief schrieb, worin seinen Wunsch ausdrückte, daß Schlesien mit
Frieden un! uhe zufrieden se1i und daß keine W affengemeinschaft mıiıt dem
„Unruhe stiftenden“ Böhmen eingehe. Er ermahnte alle schlesischen Stiände
gütig, Von den W affen abzulassen da Löblicher ist, daß S1Ee ihre Kräfte mıit
der Kl Majestät vereinigen, als siıch in diese verabscheuungswürdige nta
einzumischen‘“‘. Dıie Antwort der Stände VO. 13. Oktober autete, nachdem
die Wurtel gefallen daß s1e den Bestimmungen der Union fest-
halten un das verteidigen würden, W 4S der Kaıser selbst ihnen zugestanden
habe 30)
Der Angriff einer kaiserlichen Abteilung auf die Stadt Neuhaus veranlaßte
die böhmischen Dırektoren, die Gesandten Ulrich Gersdorf und eorg
Hauenschildt nach Schlesien senden, endlich die Zuführung des schle-
sıschen Kriegsvolks und die Vornahme des 2. Aufgebots erreichen. Die
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Böhmen baten edenken, daß die Hılfe Nur dann wirksam sel, wenn S1e
bald erfolge, un 1ne gütlıche Verhandlung, WwI1Ie sS1e die Reichsfürsten wollten,
dadurch 1Ur gefördert wurde. S1e sollten alle weıteren Bedenken hintansetzen
un!: die Erhaltung der freien Religionsübung höher schätzen als ein vergang-
liches, hinderliches Bedenken. Es werde ihnen ZU ewigen Lob der Erfüllung
iıhrer versprochenen Zusage gereichen, un die böhmischen Stiände würden
1mM Falle der Not mit gleicher Hiılfeleistung verdienen wIssen. Um die
Böhmen DE  - nıcht ein drittes Mal hne Antwort lassen, schrieb Herzog
Heıinrich W enzel Münsterberg als Vertreter des Oberhauptmanns für den

September ine Versammlung nach Breslau aus, verschob S1e ber auf die
Nachricht VO  . der Rückkehr Johann Christians Tage. Bald ging ein
weiıteres dringendes Ersuchen der Direktoren ein, hne weıteres Zögern die
versprochene un! Hılfe senden, nachdem die Kaiserlichen einige Meıilen
1Ns and gerückt I  ‚9 die Bevölkerung unter iıhre Herrschaft nahmen, die
Herrschaften Rebellen erklärten und iıhre Guüter einzogen. Am September
forderte Matthıas die Böhmen ZuUuUr W affenniederlegung, Truppenentlassung
un! Niederlegung der Landesgewalt durch die Direktoren auf. Nach Vollzug
dieser Befehle sollten die kaiserlichen Truppen bestimmten ÖOrten konzen-
triert werden. Zum Oktober ordnete ine Zusammenkunft der schlesischen
Stände auf der kaiserlichen Burg Breslau d un! se1ine Kommissare sollten
den Schlesiern seine Stellungnahme Zur böhmischen Frage übermitteln 31)
Der Verhandlungsverlauf des Fürstentags zeigte, daß sich uch die
Schlesier auf die Dauer doch nıcht den unerbittlichen Tatsachen verschließen
konnten. uch hatten die Aufklärung, die die Böhmen den schlesischen
Gesandten 1n Prag über die Hintergründe des Geschehens verschafft hatten,
und die davon beeinflußten Gesandtschafttsberichte schließlich iıhre Wirkung
gehabt. ährend sıch die kaiserlichen Kommıissare in langen Erklärungen
dahın ergıingen, daß sıch 1n der öhmischen Frage keine Religions-
angelegenheiten handle, daß daher der Unionsvertrag keine Anwendung
finde un die Schlesier nıcht befugt seien, den Böhmen W affenhilftfe leisten,
erwıiderten demgegenüber die Stände: Obwohl der Kaiser dringend gebeten
worden sel, den öhmischen Religionsbeschwerden mıiıt friedlichen Mitteln
abzuhelfen, seien doch keine kaiserlichen Maßnahmen verspuren, die als
auf deren Abhıiulfe gerichtet gedeutet werden könnten. Miıt Bedauern VeELI-
nehmen S1€, daß die Vorfälle 1in tTaunau un: Klostergrab nıcht als Relıgions-
sachen betrachtet würden, daß der Kaiser die Böhmen zu Rebellen erklären wolle,
während sıch deren Vorgehen doch Nur die religıöse Unterdrückung
richte, un! daß die Befriedigung des Landes auf die Art geschehe, daß I1  -
in Böhmen eintalle un brenne, raube, morde und plündere. W/ährend die
den schlesischen Gesandten in W ıen übergebene kaiserliche Resolution S1ie
hatte ebenftalls außerordentlich AI Ernüchterung der Schlesier beigetragen
weder auf die Garantıe der Religionsfreiheit noch auf das schädliche Ver-
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halten der betroffenen Statthalter eingehe, könnten die Stäiände belegen, daß die
Jesuiten in iıhren Kollegien nıcht SE Frieden, sondern ZU. Kriege tieten mıit
der Begründung, daß jJEtzt die richtige eıit sel, Böhmen un! seine Nebenländer
mit Krıeg überziehen und S1e Majestätsbrief, Religionsireiheit und
Privilegien bringen. Was U: das kaiserliche Vorbringen betreffe, daß die
Schlesier nıcht Zur Hılfeleistung befugt seJıen, erinnerten S1e die W arnung
der Schlesier, daß die Geschichte vieler Länder bezeuge, daß au schwerem
Religions- un Gewissenszwang Ende NUrLr Zerrüttung, Verwüstung, Ver-
änderungen und Untergang erwarten selen. Die Schlesier haben dem Kaıiser

wıiıederholten Malen erkennen gegeben, wIi1ie der Unfriede AI der relig1Ö6-
sCcCn Unterdrückung seinen Anfang nahm, und S$1e haben gebeten, durch Ab-
stellung der Miıßstände den Frieden wiederherzustellen. S1e haben dem
Zweck uch ine Gesandtschaft nach W1ıen und Prag entsandt un die Böhmen
angehalten, sıch maßvoller Miıttel bedienen. Um dem Kaiser zeigen, daß
die 1n Böhmen entstandene Unruhe 1U AauUusS der Religion herrühre und daß
Kräfte gebe, die alleiın au Religionsegoismus den Unruhen interessiert
selen un solche stiften und Öördern helfen, haben die schlesischen Stände
wiederholt auf die schweren Störungen und Bedrängnisse hingewiesen, die die
Evangelischen seit einigen Jahren erdulden mußten. Die Schlesier hatten sıch
VO  - der Entsendung des kaiserlichen Bevollmächtigten Strahlendorff eli-
hofft, daß ıhren Religionsbeschwerden abgeholfen wuüurde. Statt dessen scheine
dem Kaıiser eingeredet werden, als ob die böhmische Unruhe ar nıcht AUS

relig1ösen Ursachen entstanden sSCe1 un! keine Verletzung des Majestätsbriefes
vorliege. Seine Ratgeber haben AaUuS$S Religionssachen Rebellionen und politische
Exzesse gemacht. Man habe Instruktionen gegeben, daß die Evangelischen
nıcht hne den Kaiserrichter dem ein KatholikE| wüurde
zusammenkommen sollten. Man habe jetzt _ behauptet, Kaıser Rudolf
habe Sal nıcht das Recht gehabt, den Majestätsbrief erlassen, se1i iıhm
durch Gewalt un!ı List entwunden worden. Auf öffentlichen Kanzeln werde

dem Majestätsbrief die Evangelıischen gehetzt. Die schlesischen
Stände haben dies alles als Religionsstörungen und -verfolgungen erkennen
mussen und bedauern, daß diese VO: den kaiserlichen Räten geleugnet wer-
den Die böhmischen Stände beteuern VOL Gott, Kaiser un! der anzen Welt,
daß S1E treue und ständige Untertanen des alsers bleiben und iıhr Gut un:
lut für ıhn einsetzen wollen, WE NUur iıhre Religionsfreiheit garantıert werde.
Da uch den Böhmen 1L1ULr diese Garantıe gehe, die geben, dem
Kaiser nıcht schwer fallen sollte, könne der Kaiser leichter erkennen,
daß ihnen Nur die Sicherung der Religion tun se1 Von gleicher
Beschaffenheit seien die schlesischen Religionsbeschwerden, die die Stände
dem Kalser immer wieder vorgetragen hätten, und sS1e bedauern, daß INnan
ıhnen nıcht NUuUr nicht bhelfe, sondern daß die Störungen gebilligt und die
Religionssachen politischen Exzessen gestempelt werden. Der Kaıser sehe
mehr als auf den Majestätsbrief auf die Berichte der kath Obrigkeiten, die
die Religionsbeschwerden mıit Verschleppungstaktik, unzulässigen KOomm1ss10-

93



BI=JEE parteitschen Berichten und den Unfrieden verschärfenden Maßnahmen
begegnen. SB L1LU.  ” aller Welt bekannt, daß sıch be1i dem bısher Angeführ-
ten echte Religionsbeschwerden handelt und unleugbar 1n Böhmen wI1Ie 1N
Schlesien die Religion verschiedenen Orten hart angefochten worden ist,
daß ber seitens der kaiserlichen Resolution der erbetenen Zusicherung über-
haupt keine Erwähnung geschieht ... werden hoffentlich der Kalser
den schlesischen Ständen nıcht verdenken, daß S1e das halten, W as SIE den
böhmischen Ständen 1n der Union Eides Statt u haben un W 4a5
durch kaiserliche Ratıfiıkation bestätigt wurde .. Die schlesischen Stände
wollen ber hiermit öffentlich VOL Gott, dem Kaıser und der anzecn Welt
protestiert haben, daß diese Hiılfe alleın 1in Religionssachen gemeınt ist und
sıch nıcht den Kaıiser, sondern Nur die Störungen des öffentlichen
Friedens tichtet An den Kaiser selbst schrieben SIC. daß S1ie immer Aau$

eigenem Antrıeb für ıhn un das Reich mıit treuen Diensten un! großen Ver-
mögensopfern eingetreten sind; daß S1e AaUuS$ eigenem Antrieb viele Tonnen
Gold und jährlich über 200 000 Taler beigetragen haben, W 4as kaum ein anderes
and 1mM Verhältnis seiner Größe geleistet habe Hofkammer un Archiv
beweisen, daß s1e seinen Vorfahren, insbesonderes bei den Türkenkriegen, mıiıt
Leib, Gut un! Jlut gedient und viele Millionen Geldes für deren Sache g -
opfert und dem Hause Österreich un: insbesondere ıhm mıit beständiger Ireue
und Ergebenheıit gedient haben Dies ist VO:  - iıhnen und iıhren Vorfahren
schehen, damit s1e be1 iıhren Freiheıiten, Privilegien, Majestätsbriefen un!
anderen Gerechtigkeiten geschützt werden. Miıt Kummer vernehmen S1Ie Nun_,
daß all das, W 4S S1C für den Kaıser un:! sein Haus a  5 für nıchts sein soll
S1e erfahren vielmehr, daß mit Krıeg und Tyranneı unschuldige Men-
schen beider Bekenntnisse verfahren wird der kaiserlichen Erklärung,
daß Werbung und Entsendung des Kriegsvolks der Rettung und Beschützung
der Unschuldigen diene, und gewıinnt den Anschein, daß das Nn König-
reich Böhmen, Schuldige und Unschuldige, hne Unterschied der Religion
zugrundegehen sollen, W 3aSs, wenn keine Änderung eintritt, uch den einver-
leibten un angrenzenden Ländern widerfahren könnte. Die Schlesier hoffen
ber mıiıt Rücksicht auf die VO. Kaiıser früher bewiesene Frieden stiftende
Vermittlertätigkeit dennoch, daß den Böhmen Gnade erweıst, seine Kriegs-
macht wegschafft un der gütlıchen Verhandlung g1bt, da alle Obrig-
keıiten für unschuldiges Jlut und Verderben, WEELN sS1e die Anwendung VO  —
Miıtteln ihrer Abwendung unterlassen, schwere Verantwortung auf sich
laden 33)
Diese Hoffnung WAar NUur noch rhetorischer Art Die aufend aus Böhmen
eingehenden Berichte der Gesandten, die ständigen Hılferufe der Böhmen und
die Erfolglosigkeit der schlesischen Abordnung in Wıen brachten endlich uch
bei den friedliebenden schlesischen Ständen das Maß ZU. Überlaufen, und die
Erkenntnis hatte sıch ahn gebrochen, daß INa  - S1Ce bısher Nur der Nase
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herumgeführt hatte und daß der kaiserlichen Seite L1ULr einer Gewaltlösung
mıit dem Ziele der Niederwerfung un Rekatholisierung der böhmischen Lande
gelegen Wr Am Oktober 1618 entschlossen sS1e sich endlich ZUr Ta In
einer zusammenfassenden Rechtfertigung drückten S1e den Direktoren iıhr Be-
dauern darüber aus, daß S1e VOTL dem, W d$ die Religionssache viel schwieriger
gemacht habe der Fenstersturz!), nıcht konsultiert worden selen. Der 7weck
der Union bestehe nıcht NUuUr darin, gegenseıltige militärische Hılfe eisten,
sondern uch dafrtın, den bedrängten eil VOL einem Kriege bewahren, un!
darüber hätten s1e erhebliche eit und Unkosten verwendet. Ferner bedurfte
reiıflicher Überlegung, 1N einem Lande, das siıch in Frieden befindet, diesen
Zustand andern. Man mulßte IST das Ergebnis der nach W ıen gesandten
Abordnung abwarten und konnte nıcht gut auf gütliche Beilegung hinarbeiten,
während I1  3 gleichzeitig kriegerische Maßnahmen traf Das Kriegsvolk wurde
uch deshalb zurückbeordert, weıl der Kaiıser be1i Herzog Johann Christian CI-
neut Gesandte angekündigt hatte, weshalb S1e sıch weiterhıin der verzweıfelten
Hoffnung hingegeben hatten, könne sıch alles noch 2 Guten wenden.
Dazu kam noch das bedrohliche Schreiben des polnıschen KOön1gs. Da ber
die kaıserlichen Resolutionen keine Zusicherungen der Relıgionsfreiheit enthiel-
ten un die Religionsbeschwerden 1n Böhmen und Schlesien unleugbar 1N,

hat sich dıe Versammlung dahın geeintgt, den Böhmen als 1. Hıilfe 2000
Mannn Fußvolk UN 1000 Mannn Reiter schicken mıiıt der Auflage, daß s1ie
1Ur ZU. Schutze VO  - Religion und Majestätsbrief und 1Ur Z Verteidigung,
nıcht Z Angrıiff gebraucht werden duürfe Sollte 1mM Religionswesen
Verträgen kommen, besteht gegenseıltige Mitteilungspflicht, und kein eil
darf sich hne beiderseitige Befriedigung VO andern absetzen. Sollte für beide
Länder ine billıge und klare Zusicherung 1n Religionssachen erfolgen der
Schlesien Gefahr drohen, ist befugt, das Kriegsvolk zurückzufordern
und böhmische Hılfe verlangen 34) Freilich konnte ine verklausulierte
W affenhilfe für die Notwendigkeiten einer zielbewußten Kriegführung nıcht
viel bedeuten. IDJIG Folgezeıit bewies auch, daß die Ereignisse die Klauseln
beiseitefegten. Vorerst ber bedankten sıch die Dırektoren für die Unionshilfe
mıiıt dem Bemerken, daß nach den S1e und die Oöhmischen Stände gelangten
Schreiben klar erkennen SCWESECN sel, daß die Friedensvermittlungen iıhren
Gegnern nıemals erns BCWESEN selen, sondern Nur den Zweck hatten, S1e hin-
zuhalten, bis S1e mit stärkerer Macht ihre Absichten verwirklichen und Böhmen
nebst einverleibten Ländern die Freiheit iıhrer Vanßg. Religion bringen
könnten 35) Die böhmischen Stände arnten den Fürstentag davor, die Frie-
densbemühungen der Feinde ernst nehmen, die unermüuüdlich und mıit allen
ıtteln die W affenhilfe verhindern wollten un! Zweifel erwecken suchten.
Zwei everse der Dırektoren die schlesischen Stände umfrissen den Ver-
wendungszweck der schlesischen Hılfstruppen, einen den schlesischen W un-
schen widersprechenden Eıinsatz verhindern. Doch zeigte sıch bald eim

S4) 276—278
35) o 328, 10. 618
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Überfall der Böhmen auf das österreichische Kloster Zwettel Novem-
ber. dem uch schlesische T’ruppen mitwirkten, daß, miıt ihnen überhauptoperleren können, notwendig WAaT, die everse großzugig auszulegen. In
diesem Fall ging darum, das VO:  - den Kaiserlichen geraubte, nach dem
Kloster gebrachte Gsut zurückzugewinnen und den VO  . dort fließenden Nach-
schub abzuschneiden. Außerdem sollte und hier deutete sıch ine NeueE Ent-
wicklung Verbindung mıt den Osterreichischen Protestanten aufgenom-
INnen werden, die diese vertraulıch gebeten hatten, ine Konföderation
aller N Länder ÖOsterreichs erreichen.

Der Kaiser ließ indes nıcht locker, die Schlesier doch noch VO  3 der Truppen-hılfe abzuhalten, un: verfügte unter dem Oktober, einen Fürstentag
anzusetzen Um seine friedliche Gesinnung beweisen, teilte mıt, daß
den sachsischen Gesandten und den Kurfürsten Vermittlung gebeten habe,
wI1es ber darauf hin daß durch 1Ne schlesische IT’ruppensendung der Ver-
mittlungserfolg 1n Frage gestellt und durch das schlesisch-böhmische Bündnis
der Untergang der Länder herbeigeführt wuüurde. Da ferner durch die schlesische
I’ruppengestellung das kaiserliche Heer schwächer se1 als das böhmische, musse

sıch notgedrungen nach weıterer Hılfe umsehen, wodurch die Lage weiıter-
hın erschwert wurde. Daneben wiederholte das alte Argument, daß die
Ööhmische Unruhe sıch die kaiserliche und königliche Autorität rtiıchte
un:! keine relig1öse Angelegenheit se1i Um ber die Schlesier die seıtens
der Böhmen sıch AaUuS$ der Abrüstung ergebenden Gefahren sichern, habe

den Kurfürsten Sachsen aufgefordert, seiner Stelle ine Garantie-
erklärung abzugeben. Er erbot sıch, den Irrungen und Beschwerden 1n Schlesien
durch Verträge abzuhelfen 36) Das offensichtliche Bestreben des alsers un
seiner Berater, Schlesien VO  — Böhmen trennen, blieb ergebnislos. W ıe der

November 1n Breslau abgehaltene Fürstentag ze1igte, hatte sıch das Mı1ıß
trauen Matthias tief eingewurzelt, als daß das verlockende Anerbieten
hätte Erfolg haben können. Die kaıserlichen Gesandten konnten keine Zurück-
rufung der Hiılfstruppen erreichen, der Fürstentag verlief fruchtlos, chne
Nutzen für den Katiser. Die Schlesier brandmarkten die Methode ihrer Gepner.Aaus Religionssachen Rebellionen und politische Exzesse machen un! sıchfür iıhre Beweisführung der Verdrehung des wahren Sachverhalts un desHerumdeutelns Majestätsbrief bedienen, wobei INnNnan Zur Verteidi-
Sung des Verhaltens der kaiserlichen Urgane das Patronatrecht heranziehe, dasdoch durch den Majestätsbrief aufgehoben se1i Man bediene sıch der Ver-schleppungstaktik, indem INa  3 vorgebe, ISt notwendige Informationen bei derfür die Beschwerde verantwortlichen Stelle einholen mussen. Man habe dieDefensoren der Ausübung der ihnen kaiserlicherseits zugestandenen Funk-tionen gehindert, un die kaiserlichen Statthalter haben Majestätsbrief,Union und Vergleich zuwi1idergehandelt. Der Vorfall 1N Aussig, den Evan-gelischen kürzlich verboten worden WAaflL, ein neuerbautes Haus Zu Gottes-
36) .



dienst benutzen, habe die kaiserlichen Zusicherungen entwertet Der Kaiser
möge berücksichtigen, daß die freie Religionsübung nıemals heftiger angefoch-
ten worden sSe1 als seit Erlangung des Majestätsbrie{fs, der s1e doch eigentlich
habe sichern sollen. In Schlesien würden 1n zunehmendem MaDße Evangelısche
iıhrer Amter beraubt un! nıcht ZU. Bürgerrecht zugelassen. In Böhmen seien
die Bedrängnisse weIıit getrieben worden, daß die Evangelischen Böhmens
und Schlesiens schließlich erkannten, daß mıit Vorstellungen auf Einhaltung
der Garantıen alleın nıcht sel Die VO Kaıiser selbst bestätigte Union
enthalte als wichtigsten 7 weck ihre praktısche Bedeutung ISt durch die darın
verankerte gegenseıtige Hiılfeleistung und Verteidigung, und NLA uch
diejenigen, welche 1n kaiserlichem Namen die Religionsübung beeinträch-
tigen versuchten. Der Kaiser habe immer die Möglichkeit gehabt, der militäri-
schen Hilfeleistung vorzubeugen un: die uhe 1in seinen Ländern wiederher-
zustellen. S1e INeEeSsSCN die Ursachen den böhmischen Unruhen nıcht iıhm
selbst Z  9 sondern denen, „welchen nıcht 1eb ist, daß die Länder 1in uhe und
Frieden un: ach dem Inhalt ihrer weltlichen und Religionsprivilegien regiert
werden sollen, und die daher alle Zuneigung und Vertrauen zwischen Herrn
un! Untertanen ZeIN autheben und die Länder Verzweiflung un! Ruin
treiben wollen“. Die Schlesier würden DEIN die milıtärische Hılfe VO  - Böhmen
zurückfordern, WwWeEeNN die erteilten Religionsprivilegien gewährleistet wuüurden.
Es gehe ber bereits 1NSs Janr daß dieselben Religionssachen mıiıt zahlreichen
mundlichen und schriftlichen Vorstellungen bei ihm ZALE Sprache kamen, hne
daß Abhıiılfe geschaffen worden se1i Er mOge ihnen nıcht verdenken, daß,

ihnen IT  — Majestätsbrief und Unıion streitig gemacht und s1e mit uUNVer-

schuldeten Auflagen beschwert werden und alles auf Ruin des Landes und
Untergang aller Privilegien hinauslaufe, s1e U:  . auf die Unıon als das letzte
Mittel zurückgriffen. Das Urteıl über diesen unverschuldeten Notstand mussen
S1e dem Urteil der Nachwelt anbefehlen 37)

Inzwischen bemühten sich die mährıschen Stände und Sachsen weiterhin
vermitteln. Der saächsıische Kurfürst hatte 1mM September seinen Rat Grun-
thal nach W ıen entsandt, doch scheiterte dessen Bemühen der kaiserlichen
Forderung der vorherigen W affenniederlegung durch die Böhmen. Zur gleichen
eit WAar ine mährische Vermittlungsabordnung unter Zierotin nach Prag

Die Ohmischen Heerführer Thurn, Colonna V. Fels un Johann
Georg \ Jägerndorf ehnten grundsätzlich jede Vermittlung ab Die böhm!ıi-
schen Stände fand Zierotin nicht abgeneigt, Nur wollten S1e bis ZU Abschluß
der Vermittlungsverhandlungen VOL jeder Gewalt geschützt werden. Zum Mı1ıß-
erfolg der Vermittler trug bei, daß gerade jetzt die Kurfürsten VO  - Maınz und
Bayern die kaıiserlicherseits erbetene Vermittlung abgelehnt hatten, und Bayern
bot J8 gleichzeitig für den Fall des Scheiterns der Vermittlungen starken
Beistand an! uch das bestätigte die durch Nachrichten VO:!  - verschiedenen
Seıten untermauerte Ansıcht der Direktoren, daß die Vermittlungsverhand-
37) 314—321 Palm 282
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lungen lediglich Zu Vorteil der Feinde und ZIE Nachteil ihres Landes be.
triıeben wurden un daß päpstliche, jesuıtische und spanische Agenten dahin:
gehend arbeiteten, 1ne Beilegung des Streitfalls nıcht durch gütliche Miıttel,
sondern mıiıt List und Betrug un:! schließlich mıt Gewalt erreichen un! die
mıit Böhmen verbündeten Länder Aau$ dem Bündnıis lösen, Böhmen

besser niederringen können 38)
nde August hatten die Böhmen ine wertvolle Verstärkung erhalten durch
ein Heer VO  » 2000 Mannn unter dem Graftfen Ernst anstie. das der den
Habsburgern feindlich gesinnte Herzog Karl Emanuel Savoyen ihnen Zur
Verfügung gestellt hatte unter der Bedingung, daß se1in Entschluß Nur dem
Kurfürsten Friedrich Pfalz dem Fursten Christian N Anhalt un! dem
Markgrafen Ansbach mitgeteilt werde und nach außen hın ansie selbstän-
dig handle. Gegenüber den Böhmen ber gab sıch Friedrich als derjenige dus,
dem dieser Zuwachs verdanken Wa  - Schon bald nach Begınn der böhmischen
Erhebung hatten die pfälzischen Aate die Möglichkeit 1Ns Auge gefaßt, daß iıhr
Kurfürst die Ööhmische Krone erwerben könne. Jetzt hatten sıch ihre Be-
muühungen dem weıtgesteckten 1el verdichtet, ine Allianz mıiıt Savoyen,England, Frankreich, Holland un! Venedig zustandezubringen. Da durch den
schlesischen Zuzug die Böhmen ein miliıtärisches Übergewicht erlangten, g -
WanNnnen kaiserlichen Hofe die Friedensanhänger Einfluß, und der 1M
Rückzug befindliche kaiserliche Oberkommandierende Bucquoy drängte auf
einen friedlichen Ausgleıich. Doch gingen die Vermittlungsversuche, denen
uch Zierotin weıiterhin arbeıtete, 1M Drange der Kriegsereignisse unter AÄAm
2. November schlug TIhurn unter Mitwirkung der schlesischen Hılfstruppenden bei Pilgram lagernden Dampierre, un: 9. November bei Budweis
Bucquoy, und Z November turmte Manstfeld die kaisertreue Stadt Pilsen.
In der Hoffnung, die OÖsterreichischen Stände Zu Anschluß gewınnen, fiel
Ihurn jetzt 1n Österreich ein, doch machten die Österreicher unter Starhemberg
iıhren Anschluß VO  - dem Mährens abhängig. In der mährischen Hauptstadt
Bruüunn jedoch gelang dem 1n seinem Verhalten durch Treue UE kaiserlichen
Autorität, die finanzielle Schwäche äahrens und mährische Nuützlichkeits-
erwagungen geleiteten Zierotin, die heftig nach dem Anschluß drängenden
Protestanten einer nochmaligen friedlichen Vermittlung überreden un
sıch gegenüber Thurn der selbst nach Brunn gereist WAaTfr, durchzusetzen. NSeine
Ansıcht, daß ine Konföderation uch den Böhmen schädlich se1 und daß
besser für S1e un den Frieden sel, WL S1E durch ein Bündnıis nıcht Krieg un!
Unfrieden vermehrten, wurde freilich durch die Ereignisse bald überholt. Miıt
einer „CONJunct10 anımorum“ alleiın WAar der protestantischen Sache, W WwI1Ie
Ihurn riıchtig erkannt hatte, die Gegenseıte ihre Niederwerfung mit allen
itteln 1mM Auge hatte, nıcht gedient. Sıcher s daß Zierotin damit der kaiser-
liıchen Sache einen unschätzbaren Diıenst erwIlies, für den spater ebenso Ww1e
der sachsische Kurfürst schlecht belohnt wurde. Auch 1in Österreich hatten
die Stände damals die MajJorıtät, un! die kaiserliche Gewalt WAar

38) Palm 284—287, 299 300



gegenüber der ständischen sehr SCIINS, daß bei Vereinigung der
österreichischen und mährischen MItT den böhmisch schlesischen IT'ruppen HE

damalıgen eit der Kaıiser rettungslos verloren BEWESEN Ware SO ber mußte
Thurn E Nachschubschwierigkeiten Österreich wieder verlassen und da

W ınter die milıtärischen UÜperationen ruhten bemühten sich beide Seıiten
ihre Kräfte verstärken wobe1i WIC die Böhmen sehr richtig rechneten die
kaiserliche auf die Dauer die erfolgreichere SC1IMN sollte 39)
Im Zuge der sächsischen Vermitlungsbemühungen W1C5 der Kaıiser SC1IMNCIN

Oberstfeldmarschall sıch für wel Monate jeder kriegerischen Tätigkeit
enthalten und befahl den Böhmen Dezember dasselbe tun Dıie

Direktoren arnten jedoch den schlesischen Oberlandeshauptmann die Ver-
mittlung erns nehmen die S1IC Nur als auf Täuschung berechnet betrachteten
Wieder WI1C6SCMH S1IC auf die ständig einlaufenden Nachrichten über die Agenten-
tätigkeit hın die ZU Ziele hatte alle Friedensbemühungen sabotieren und
Schlesien und Böhmen VO  - einander trennen indem S1IC die unsche
Teıls erfüllten Als das sicherste Miıttel Zur Erlangung beständigen
Friedens betrachteten SIC das seIt langer eıit Bündnis aller nteres-
Ssıerten un: Königreich Böhmen inkorporierten Lande 40) Der Herzog

Jägerndorf schloß sich den Ansıchten der Direktoren da uch MIt
Rücksicht auf die laufenden milıtärischen Maßnahmen Bucquoys davon über-

W Aar daß die kaıiserlichen Ratgeber den alten Kaıser Nur Zu Waffen-
stillstand veranlaßt hatten eıit und ihre Pläne uMNlsOo besser
durchführen können 41)
Die erste Versammlung der Nächstangesessenen Jahre 1619 Brieg hatte
sıch MIT der kaiserlichen Beschwerde über den Einfall schlesischer Truppen

Österreichischen beschäftigen Die Schlesier verteidigten sıch damit daß
das fragliche Gebiet als kaiserlicher Truppensammelplatz un! das Kloster als
Aufbewahrungsort für Böhmen geraubtes Gut benutzt wurde und beklagten
das SeIt den Hussitenkriegen nıcht mehr erlebte W uten der katiserlichen Truppen

die Protestanten das selbst VOL der Einäscherung ıhrer Kirchen nıcht
Halt machte S1e mußten ber uch Anforderungen T’ruppen seitens der
Böhmen abschlägig bescheiden deren Heer durch Seuchen stark gelichtet wurde
Denn Rücken Schlesiens befand sich das unsichere Polen König 5121S-
mund die Werbung für den Kaıser gestattet hatte und ebenso WIC die pol
nısche Geistlichkeit Beistand ne1gte 43) Schlesien WAar WIC Ce1in Gutachten
des Herzogs Jägerndorf ausdrückte ZuU. größten eil C111 offenes and

das sıch ein Feind jederzeit leicht einschleichen konnte In der Erkenntnis

39) Wınter 155—158 Palm
“ AP. 2513 14 27
VE SO
42) Als fürstbischöfliche esandie nahmen daran teıl

Kanzler der Fürstentümer peln und atıbor; OdOCUS Martın Debitz auf Brockau;
Joh chelıha und Turzo auf JTarnılz,

Christoph orn, Admıinistrator des Bıscho von els Landhofrichter ans
Marschalk und Berbisdorf IUr Konra Passel: von aln und
atıbor Andreas Kochtitzki und Heılinrıch rbskı; vVon Breslau: Ad Ääbısch Marsch
Wiıtz und Dr. |Ur, Christoph Henscher.
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der Notwendigkeit, das schlesische Heerwesen den Erfordernissen der Gegen-
Wart AaNZUPASSCH un:! auf den modernsten Stand bringen, wurde ine NECUC
Verteidigungsordnung VO 16. März 1619 erarbeıitet, deren Grundlagen 1529
aus Anlaß der Türkengefahr geschaffen worden n’ und wotrin eingehenddie Eınteilung in Wehrkreise, Einsetzung VOLl Befehlshabern, Musterungs-Organısatıon und Leistungen geregelt wurden 44)
Am März 1619 starb Matthıias, und Johann Christian ordnete 1in Schlesien
allgemeıne Landestrauer Miıt dem Tode des alsers verhärtete sıch die
Lage. Denn Stelle eines alten, kranken Mannes nahm nunmehr KönigFerdinand auf habsburgischer Seıite das Heft 1n die Hand Die Jesuiten-Uni-
versität Ingolstadt hatte se1in Inneres entscheidend geformt und ıhm jene Vor-
stellung VO  — der kirchlichen Sendung des Herrscherberufes vermittelt, die se1INe
Entschlüsse uch in den schwierigsten Lagen folgerichtig gestaltete. In der
Kapelle VO  -} Loretto hatte feierlich gelobt, uch mıiıt Leibes- und Lebens-
gefahr alle Irrlehren au seinen ererbten Ländern vertreiben. Ihm wird
uch das Wort zugesprochen, daß lieber über ine W üste herrschen wolle
als über ein Land VO  - Ketzern. Verschwenderisch die Atrmen und leut-
selig jeden, WAar sein Geist auf das ine el gerichtet, die Ausrottungdes Ketzertums 1n seinen Landen, die als ine religiöse Pfliıcht uch 1-über den Ketzern selbst empfand, deren Heil befördern, und dieses 1e]
verfolgte hne Haß un! Grausamkeit, oft mıit Bedauern, ber mit eiserner
Folgerichtigkeit. Zu eigenen großen Entschlüssen selbst nıcht fähig, überließ
sıch darin völlıg seinen Beichtvätern, den Jesuiten eCaNus un! (seit
Lamormain, un:! ne1igte spater dazu, die Z ode Verurteilten des bOÖöh:
mischen Aufstands begnadigen, beugte sich doch dem Hinweise seiner
jesulıtischen Berater auf die Notwendigkeit der Hinrichtungen. Die schnelle
Ausrottung des Protestantismus in der Steiermark konnte dem Kundigen keinen
Zweifel über seine Pläne lassen, und Österreicher und Böhmen betrachteten
seinen Regierungsantritt hne Ilusionen 45) Miıt Sorgen beobachteten die
Böhmen die mıilıtärische Aufrüstung des Gegners, der jetzt die Ankunft Spa:nıschen un! iıtalıenischen Kriegsvolks erwartete S1e wußten, daß die eıit ein
Verbündeter des Feindes WAaTfL. und daß N daher galt, die noch ZIE Verfügungstehende eıit NnNutzen un! sıch ein militärisches Übergewicht verscha{ffen,

der kaiserlichen Parte1ı ine entscheidende Niederlage bereiten. So be:
schlossen S1ie den persönlichen Abzug der oberen beiden Stände, 1M Bürger-stande des und 1mM Landvolk des Mannes, unı baten in vier Schreiben

Schlesien die Zuführung der 2. und 2. Hılfe. uch sollten s1e helfen,
die saumi1igen Mährer VO  - einem ‚durch NUur etlicher böser Patrıoten (Zierotin
un! Kardinal Dietrichstein) Einwurfe verursachten Zaudern einem
tapferen Entschluß“ bewegen, damit Ss1e sıch nıcht länger der allgemeinenNotlage entzoögen 46)
44) d. 5. 36, 115—137, 139
45) Winter 160—162, Wolf 15178
40) 105—107
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Als Ferdinand in Österreich die Regierung 1in die Hand nehmen wollte, bestrit-
ten ıhm die Stände das Recht dazu mıiıt der Begründung, daß diese Regierung
keinesfalls notwendigerweise mıiıt der Krone VO:  - Böhmen un! Ungarn VECI-
bunden se1i Nur die Katholiıken wollten ıh anerkennen, worauf ZuUurFr TIren-
NUuNS kam, un die Oberösterreicher nahmen ENSC Verbindung den Leıitern
der Böhmen auf. Auch diesen wWAar inzwischen ein großer Erfolg Fer-
dinand gelungen. Durch einen mıiıt W ıssen einiger mährischer Adliger VO  -

SAUTA unternommenen Einfall in Mähren erhielten die bisher niedergehaltenen
Sympathien des Landes für die Böhmen derart die Oberhand, daß sıch en
dem Aufstand die habsburgische Herrschaft anschloß. Auch seine ITruppen
verweıgerten iıhren habsburgisch gesinnten Befehlshabern den Gehorsam, und
NUr der eine, Oberst W allenstein, der siıch hıer das erste Mal den König
verdient machte, konnte wenı1gstens einen eıl seines Regiments und ine
ständische Kasse für iıh retten uch die Mährer ildeten jetz ıhre Regierung

un: etizten ihre Spıtze w1e die Böhmen ein dreißigköpfiges Direktorium,
baten ber ihrerseits, die Grenze nach Ungarn schützen, die Schlesier

2000 Mann militärische Hilfe, W 45 abgelehnt wurde, da diese mıit
sıch selbst und den Böhmen tun hatten. Denn Bucquoy nahte miıt uen

T'ruppen, un VO Elsaß her drohte der Anmarsch der Spanter. Der Erfolg
TIhurns 1n Mähren bewirkte, daß Paul Starhemberg, Wortführer der
nıederösterreichischen Protestanten, ıh ZAE Eintall 1n se1in and aufforderte.
Am 21 Maı marschierte Thurn auf W ıen und nahm die W ıener Vorstädte,
WAar ber nıcht stark CHNUS, die Stadt selbst nehmen, 1in der Ferdinand
sıch VO den Protestanten kein Zugeständnis abringen lLieß Hilferufe Hohen
lohes, der VO Bucquoy bedrängt wurde, veranlaßten ıh 14. Juniı ZU.

Rückzug, derselben Zeit: als das Mansfeldsche Orps bei Zablat und Neto-
litz durch Bucquoy fast vernichtet wurde 47)
Den Schlesiern bestätigte Ferdinand gemäa seinem bei seiner Königswahl aus$s-

gestellten Revers alle Freiheiten und Privilegien des Landes, General- und
Spezlalverträge un! wohlhergebrachte Gewohnheiten 1in allen Punkten, VeEeL-

sprach, allen relig1ösen Dıfferenzen abzuhelfen, erkannte die kaiserlichen Schul-
den a bestätigte Johann Christian Brieg als Oberlandeshauptmann und
bevollmächtigte seinen Bruder Karl, Bischot Breslau und Brixen, dem
Oberamt die Eidesleistung abzunehmen. Dafür erwartete Cr daß die schlesi-
schen Stände ihrerseits ihre Verpflichtungen erfüllten, indem sS1e ih: ZU.

Könige annahmen 48) Das Verhältnis Ferdinand WAar das Hauptthema,
das auf dem Zu 25. April 1619 einberufenen Fürstentage in Breslau ZuUurf.

Erörterung stand Im Gegensatz Böhmen a2ußerte sıch die Unzufriedenheit
der schlesischen Stiände maßvoller, frei VO  - Leidenschaft un Ausbrüchen VO:  3

Zorn un Erbitterung. Die Gründe dafür sind leicht 1in der Vergangenheıt des
Landes finden, das sıch unter den Habsburgern 1mM Jahrhundert bis hinein
1Ns sıebzehnte einer Freıiheit un! Selbständigkeit WI1IeEe noch nıe erfreut hatte

48)
47) Winter 162—165, 171—1/74
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Steuern wurden das betonen uch die Furstentagsbeschlüsse immer wieder
LUr VO  - Fall Fall und unter Vorbehalt bewilligt, un: weder die
politischen noch insbesondere die relig1ösen Wırren hatten die Schlesier
nahe beruührt wI1e die Böhmen, zumal, W as die relig1öse Duldung betrifft, die
schlesischen Protestanten sıch bIs 1NSs Jahrhundert hinein einer ausgesproche-
LenNn Bevorzugung erfreut hatten. Auf dem Fürstentag zeigte sich jedoch, daß
gerade die überraschende Bereitwilligkeit Ferdinands, alle relig1ösen Freiheiten

bestätigen, be1i den NZ. Ständen Argwohn erweckte. Wohl WAar InNnan
durch die Huldigung bereits rechtlich verpflichtet, ıh als König anzunehmen.
Aber inzwıischen hatte INnNnan sein Wirken als Zögling der verhaßten Jesuiten
un Vollstrecker der Religionsverfolgungen 1n seinen Erblanden kennengelernt
un hatte den Verdacht, daß CI der mit dem Grundsatz „fide. haereticis L1O1M
sertvanda“ vertraut se1in mußte, vorläufig etwas 1Ur Aaus$s Not bewillige, W as

spater wieder zurücknehmen werde. So dankten ıhm die Stände für die
Bestätigung ıhrer Freiheiten, bedauerten aber, seinen W unschen nıcht hne
weıteres entsprechen können. Auf Grund der Unionsverpflichtungen musse
den Böhmen lange geholfen werden, bis den Beschwerden abgeholfen seli
Wuürden S1e sıch VO  g Böhmen trennen, wüuürden beide Länder untergehen.
Dazu komme, daß nach Herkommen und Verfassung Schlesien immer als
etztes der böhmischen Lande gehuldi habe Das Verhalten der Landeshaupt-
leute der Erbfürstentümer die Fürstentumer Breslau, Glogau, Jauer un!
Oppeln be1 denen sıch Schlesier katholischen Bekenntnisses handelte,
WAar 1M allgemeinen VO: dem Grundsatz bestimmt, bei iıhrem Herrscher keinen
Anstoß CIICHCN, weshalb S1Ie uch vorsichtig aufzutreten pflegten und ein
hemmendes Moment bei der Durchführung VO: Beschlüssen der protestanti-
schen Mehrheit auf ihren Gebieten bildeten. S1e wurden sehr leicht AA
tragern VO  3 Vorgängen, die der kaiserlichen Seite abträglich In und
galten bei den Protestanten als Verräter. Um bemerkenswerter ist, daß s1e
sıch 1mM gegenwärtigen Falle in aıhnlichem Sinne Ww1Ie die Protestanten außerten.
S1e erklärten sıch aufrichtigstem Gehorsam bereit, WEenNn NuUur seine
Zusagen halte Nur genuge nıcht mehr Papıer und W achs, un wurde iıh
ehren, WEeNnNn auS$s eigenem Antrıebe, nıcht durch fremde Vermittlung, die
dazu erforderlichen aßnahmen auf einem Generallandtag aller Länder
treffen würde. Schon Matthias wurde 1611, als 1n Breslau weılte, die
Huldigung W ochen Jang verweigert, bis sıch bereit fand, neben den
anderen Privilegien uch die Unıon mıit Böhmen bestätigen. Opposition
fand sıch außer e1im Vertreter des Herzogs Teschen bei den bischöflichen
Gesandten Lest. V Gellhorn und Scheliha, die einwandten, daß die
Schlesier den Huldigungseid hne einen anderen Vorbehalt geleistet hätten als
den, den Ferdinand erfüllt habe Der Bıschof habe 1n die Unıiıon nıemals
eingewilligt, S1e betreffe NUr die Protestanten. Auch könne seinem alteren
Bruder nıcht den Gehorsam verweigern. Sie arnten VOL dem Unheil, das bei
einer Ablehnung Ferdinands das and treffen musse. Außerdem werde be1
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einer Verweigertung der Annahme Ferdinands jede Vermittlung und Beilegung
der Streitigkeiten unmöglich. Die etzten Gründe konnten freilıch be1i den
Protestanten nıcht mehr verfangen, da ihr Glaube ine Friedensbereitschaft
des Kaiserhauses allzu oft enttäuscht worden W  H Der Fürstentagsbeschluß
besagte daher, daß die Verhältnisse sich seit der Huldigung 1617 weitgehend
geändert hätten, und die bisherigen Sıcherungen hätten nıcht ausgereicht,
die Länder VOL unerhörten Eingriffen schützen. Um iıhnen beweisen, daß
die Bestätigung iıhrer Privilegien wirklıch erns gemeıint sel. mußten OT: ein-
mal alle Beeinträchtigungen 1n samtlıchen Ländern beseitigt werden. uch
könne die durch lange Observanz festgelegte Ordnung bei der Designation,
Wıhl und Annahme des Königs, nach welcher die Böhmen und Mährer
vorangıngen, kaum hne große Unzuträglichkeiten verletzt werden. Es erklärt
sıch zwanglos Aaus$s der großen Bedrängnıis, 1N der sıch Ferdinand dieser
eit befand, daß diese Stellungnahme der Schlesier vorläufig nıcht
tocht 49) Am 1. Maı s1e ıhm kund, daß, WL uch VO  - Schlesien
4ausS freiem W ıllen ZU obersten erzog gewählt worden WAaäl, S1e doch ın der
Durchführung der Erwählung den anderen Ländern kraft altgeübter Obser-
anz nıcht vorgreifen möchten. S1e baten iıhn, den Kriegszustand beenden
und 1N den Ländern, die praktisch ihrer Religionsprivilegien eraubt sejen,
diese wiederherzustellen. ESs bedürfe dazu keiner Vermittlung durch dritte. Es
se1 dies das einzige Mittel für ıhn. ein ruhiges, glückseliges Regiment NZU-

treten, und S1e wüurden sıch durch gebührenden Respekt und Abtragung der
kaiserlichen Landesschulden erkenntlich zeigen. Den Böhmen ANLW:'  en s1e
endlich auf ihre Hilfeersuchen VO März/April, daß s1e schon längst die

Unionshiulfe abgesandt hätten, WEe1ll nıcht VO. Polen her ständig zuneh-
mende Gefahren drohen würden. Sollte ber Not Mannn se1n, würden S1e
trotzdem Hıltfe schicken. An die Mährer hätten s1e bisher nıcht geschrieben 1n
der Hoffnung, daß dieser Mahnung nıcht edürfe 50)
Der Wunsch, die Kräfte der Evangelischen zusammenzufassen, 1mM Rahmen
einer Organısatiıon vereinheitlichen, durch 1Ne Verfassung alle Macht 1N
den Händen der D Aristokratie konzentrieren und den bisher Nur

durch ine Personalunion verbundenen Ländern durch ine gemeinsame Leitung
die größtmögliche Wirksamkeıt 1iN relig1öser und militärischer Hinsicht
verschaffen, hatte sıch 9888  — sOoweıt verdichtet, daß die Böhmen einen General-
landtag Prag planten, und ein ZU. 9. Juni einberufener Fürstentag hatte
sıch mıit der Einladung die schlesischen Stände Augsburger Konfession
befassen. uch die maßvollen, zögernden, immer noch aufschiebenden Schlesier
konnten auf die Dauer bei der zunehmenden militärisch-politischen Spannung

einer klaren Entscheidung nıcht vorbeikommen. Die geheimen Hoffnungen
vieler, daß die kaiserliche Parte1 sıch doch noch auf friedliche Mittel besinnen
würde, bröckelten allmählich ab unter der Wucht der täglich einlaufenden
Nachrichten, wonach kaiserliche I'ruppen VO: allen Seiten in Böhmen ein-

47) Palm Bd 229, 234—9240
50) 76/7, 619
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marschierten, un schwer iıhnen fiel, WAar doch jetzt der Punkt erreicht,
S1e jeden Glauben die friedliche Gesinnung der katiserlichen Seite VeLI-

loren hatten un! iıhre W orte nıcht mehr ns nahmen Das hinderte WAar
nach WI1e VOL nıcht. die königliche Eıinsıcht un! Großmut appellieren.
Aufschieben ber konnte das Eiınschwenken der Schlesier 1in die böhmische
Lıinıie nıcht mehr, und dem fortdauernden Bestreben des Königs, die Schlesier
VO:  - den Böhmen trennen, konnte kein Erfolg beschieden se1ln. Der Fürsten-
tag WAar VO  - der Erkenntnis5 daß dem Frieden abgeneigte Kräfte U:

Vermehrung der Religionsbeschwerden un! Zur Verhinderung ihrer Milderungund Abstellung derart beigetragen hätten, daß der Bestand des öffentlichen
und priıvaten Lebens un! der Religions- un:! Profansachen 1N außerstem MaDe
gefährdet sel, WCLN dem nıcht durch rechtzeıtige Maßnahmen vorgebeugt
würde. Dieselben Hetzer hätten zustandegebracht, daß alle Friedensbemuü-
hungen bısher zunıchte gemacht wurden. Man sah daher DUr noch die Möglich-
keit, durch Zusammenschluß un Zusammenfassung aller Kräfte den Beschwer-
den selbst abzuhelfen, ihre Religionsfreiheiten und Privilegien erhalten un!
uch ihrerseits 55 Ehren Gottes des Allmächtigen und Förderung der wahren
allein seligmachenden Religion AT Erlangung eines aufrechten, deutschen,
sichern un! zuverlässigen uhe- und Friedensstandes“ beizutragen. Der Fürsten-
Cag beschloß Junıt, als Gesandte nach Prag bitten: Herzog Heıinriıch
Wenzel v. Münsterberg, els und Bernstadt, Frh. Joachim v. Maltzahn, den
Jägerndorfer Landeshauptmann Hartwig Stitten, Ir Andreas Geißler,
Dr Jur Georg Gerhard, Kanzler VO  : Münsterberg-Öls, Albrecht ohr auf
Seifersdorf, Landesbestallten der Furstentumer Schweidnitz- Jauer, Balthasar
Schimonsky Schimony auf Pohlwitz un! Wıttendorf (Fürstentum Oppeln),
Ernst Gruüttschreiber auf Zopkendorf und Stabelwitz (Fürstentum Breslau):;
VO den Stäiädten Syndikus Georg Rumbaum (Schweidnitz) und BürgermeisterSamuel oth (Freystadt). Ferner sollte allen Bedrängten, insbesondere in
Ratıbor, Oppeln, Teschen, Oberglogau, Brostau, Striegau un! Liebenthal
binnen Monatsfrist durch die bestallten Landesältesten und Rechtssitzer aAb
geholfen und S1IEe wieder in den Genuß VO  - Kırchen, freier Religionsübung,Handel un! W andel, Burger- un Meiısterrecht un! allem anderen eingesetzt
werden. Den Beschwerden der Stadt Neisse sollte allerdings mit Rücksicht
auf den Fürstbischof durch Verhandlungen Abhıiulfe geschaffen werden. Die
kath Stände und Geistlichen und die kgl Beamten sollten verpflichtet werden,
die E Religionsübung nıcht beeinträchtigen, un:! die Stellenbesetzung
1n Stadt und Land sollte entspiechend der Religion der Bevölkerung erfolgen.
W ıe bereits bei Erlangung des Majestätsbriefs, erklärten S1e noch einmal
für sıch und iıhre Nachfolger ewigen Zeıiten und Lob und Ehren Gottes
des Allmächtigen, auf der Erhaltung des Majyestätsbrie{fs in allen seinen
Klauseln, Punkten und Artikeln ständig beharren und jedermann die
kgl Majestät dusSSCNOMMEC: IUr einen Mann stehen, standhaftig und fest
zusammenhalten un:! das Äußerste, Leıb, Gut un Jlut Z Schutz der
N£. Lehre. Kirchen, Schulen, Konsistorien, und W 4s VO  - diesem allen
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hängıg, einzusetzen‘“. Nachdem die Entscheidung einmal gefallen WAafr, be
schlossen S1C einen Tag spater die Entsendung des Fußvolks der zweıten Hılfe
und VO  ” 2340 Reıtern. Die restlıchen Reiter wollten S1e mıt Ruücksicht auf die
VO Polen her drohenden Gefahren vorläufig noch 1M Lande behalten 51) Am
24, Junı 1619 erging schließlich Brieg das Patent die als Anstifter
relıg1ösen Unfriedens verhaßten Jesuıten, das, nachdem iıhnen schon
BA Maı 1596 miıt kaiserlicher Genehmigung das etrreten Schlesiens untersagt
worden WAafT, ihnen bei Todesstrafe das etreten des Landes verbot, denen
aber, die Jesuiten aufnahmen un! begünstigten, Vermögensstrafe androhte.
Dasselbe die Mährer un! Ungarn, nachdem 1n Böhmen die Ausweisung
schon Junı 1618 erfolgt war 52)

Auf der Gegenseıite konnte Ferdinand, VO. Druck der Thurnschen I’ruppen
befreit, daran gehen, seine Stellung 1mM Reıich durch Erlangung der Kaiserwürde

festigen. Denn für Juli WAar VO. Erzbischof Maınz als dem Erzkanzler
des Reichs der Kurfürstentag nach Frankfurt ausgeschrieben, die Kaıiıser-
ahl vorzunehmen. Gerade in der gegenwärtigen Lage hätte der Verlust der
Wuürde für den Habsburger ıne schwere Einbuße Ansehen und Einfiluß
Zur Folge gehabt und die Erreichung seiner Ziele 1in Frage gesteHt; daß die
katholische Parte1 unter der geschickten Wahlstrategie des Maıiınzer Erzbischof{fs
alles daran SEtZTE: Ferdinand siegreich AaUuSs der Wahl hervorgehen
lassen. Dieselben Gründe hätten ber die Protestanten veranlassen mussen, sıch
der W/ahl eines Mannes mit allen itteln widersetzen, der als der
schlimmste Gegner des Protestantismus 1n der Bekämpfung des Ketzertums
seine wichtigste Lebensaufgabe sah und dessen W ahl drohte, das N: Reich
1n einen Religionskrieg verwickeln. Nur die pfälzische Politik mıit dem
sehr aktıven Kurfürsten Friedrich mug schon Lebzeiten VO  J Matthıas
diesem Umstand Rechnung, und VO:  - 1616 bIs 1619 verhandelte Friedrich mıit
Kurfürst Maxıimilian Bayern, ıh ZuUuUrf. Annahme der Kandidatur be
SCn Doch gelang den Jesuiten, ihn ZuUur Ablehnung veranlassen 53)
Mit der Pfalz ging Brandenburg, das sıch durch den Vertrag VO.  - Lichtenburg
verpflichtet hatte, se1ine Stimme nıcht Ferdinand geben und bei der W ıhl
LLIUL in Übereinkunft mit Kurpfalz handeln. Auch der Prager Generalland-
cag WAar sich der Bedeutung der Kaiserwahl bewußt und hatte unter e
stımmung der Schlesier den Gratfen Joachım Schlick ZU. Kurfürsten

Sachsen entsandt, iıh: bitten, 1M Kurfürstenkollegium darauf
dringen, daß keine Kaiserwahl VOTSCHOMINLLNC; werden solle, bis der Friede
überall eingekehrt se1 und die fremden Natıionen, „die 1M Lande schlimmer
als der Turke hausen“, aus$s Böhmen un!: dem Reich entfernt selen. Dieser
Forderung, die uch Friedrich Pfalz vertrat, WAar der Erfolg versagt, un!
als nde Juli die Abgesandten der öhmischen Stände erschienen, Ferdi-

51) 156—166, 168, Palm Bd 242—246
>) 99/200, Wolftf 120— 125
93) Sugenheim 236—240
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and die OÖhmische Kurstimme abzusprechen und für sıch beanspruchen,
trafen sS1e gegenüber der Geschlossenheit der drei geistlichen Kurfürsten auf
die Uneinigkeıt der drei weltlichen. Diese bestanden WAar zuerst die
geistlichen darauf, daß der W ahl ine Vermittlung des Kurfürstenkollegiums
1m böhmischen Streitfall vorangehen musse. Als jedoch offenbar wurde, daß
Kursachsen seine Stimme Ferdinand geben würde, WAar die Sache Friedrichs un!
der Böhmen verloren. Nach dem Übertritt Sachsens auf die Seite Ferdinands
trat Kurbrandenburg VO Lichtenburger Vertrage zurück, und be1i der
28. August stattfindenden W ahlhandlung ergab sıch die groteske Tatsache,
daß uch der pfälzische Gesandte gemä. seinen Dırektiven mit der Mehrheit
für den Habsburger stimmte und dieser einstimm1g gewählt wurde. Das Ver-
halten des Kurfürsten Johann Georg E Sachsen WAar bestimmt durch seine
konfessionelle Voreingenommenheıit, 1in der sıch der in Sachsen auf die Spıtze
getriebene Haß des orthodoxen Luthertums den Kalvinismus verkör-
» „Kalvıinist“ damals als das beleidigendste Schimpfwort galt Er-
schwerend Lrat noch hinzu, daß die ernestinische Liniıe die Hoffnung auf
Wiedergewinnung des Kurhutes noch nıcht aufgegeben hatte un mıiıt Böhmen
1n Verbindung stand, un daß seit dem Jülich-Klevischen Erbstreit Sachsen
mıit Brandenburg 1n Spannung lebte In der Enge seines religiösen Horizontes
vermochte der sachsıische Kurfürst nıcht, das damals alleın W esentliche
erfassen, und 1n dieser Sternstunde des Deutschen Reiches beschwor ein
Mann auf das Reıch bis 1n die heutige eıt nachwirkendes unuübersehbares
Unheil herab

Inzwıschen WAar seit dem 8. Juli der Generallandtag der Ööhmischen Kron-
länder Prag versammelt, un:! die Gesandten Schlesiens un des Mark-
grafentums Oberlausitz legten ausführliche Denkschriften über iıhre Religions-
beschwerden VOL 55) Schwerwiegende Entschlüsse Zur Erhaltung und
Sicherung der evangelischen Freiheiten fassen. Der erste entscheidende Ver:
handlungspunkt WAar der Abschluß eines Konföderationsvertrages. Drei Tage
lang beriet I1  - auf der Prager Burg über die einzelnen Bestimmungen, bis

Miıttwoch, dem 51 Juli 1619 die teierliche Unterzeichnung, Siegelung und
Publiıkation erfolgen konnte. Der Tag wurde eröffnet durch Gebet und Dank-
SaBul1z in allen Vang. Kirchen. Darauf wurde das Original mıit dem Konzept
verglichen un: IST VO:  - W ılhelm V uppa 1in böhmischer, dann VO:  3 Graf Joachim
V Schlick 1n deutscher Sprache verlesen, besiegelt, unterschrieben un! be.
schworen und die Sıtzung durch stilles Gebet beschlossen. Dem schloß sıch
ine öffentliche Verlesung der Kon{föderationsartikel 1n Ööhmischer und deut-
scher Sprache Es folgte Kanonendonner, Musketenschießen der Soldaten
und der 1n ihrer W eehr stehenden Burger un! halbstündiges Glockenläuten.
Am 16. August wurden uch ber. un Niederösterreich unter Ühnlichen
Feierlichkeiten 1n die Konföderation aufgenommen, die, hätte S1Ie Bestand

>4) Wınter 165—168, Allg 10gr. Sugenheim 5. 257/8
>99) Abgedruckt In 53; 258—263
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gehabt, ine weittragende Bedeutung für die nationale Konsolidierung des
österreichisch-böhmisch-deutschen Ra4aumes un! die Verschmelzung der Völker
hätte haben können 56)
Be1i den Beratungen über die Konföderationsakte verstanden die schlesischen
Gesandten, für die Rechtsstellung der schlesischen Stände und die NS
Kırche das este herauszuholen. Dıie wichtigsten das Land Schlesien betreffen-
den Bestimmungen lauten:

Allen Religionsverwandten, die bisher 1n Schlesien Bedrängnis erduldet, soll
die völlıige Wiederherstellung der abgenommenen der vorenthaltenen Kırchen,
der freien Religionsübung, des Handels un! W andels, Burger- und eister-
rechtes gesichert werden.

Die Oberhauptmannschaft soll, da Landesverfassung und Schutz des Maje-
stätsbriefes dem Oberhauptmann anvertraut sind, allezeıt mit einem Vang
Fürsten besetzt werden.

Alle Stände, vornehmlich die Fürsten, sollen VO König in ıhren Privilegien
betr. die geistlichen Stifter, Klöster und die Geistlichkeit geschützt werden
hne Rücksicht darauf, daß der König siıch bisher als obersten Patron und
Schutzherrn aller Stifter betrachten ließ, un! der König coll nıcht befugt se1n,
solche Stifter WI1Ee uch die Städte 1n den Erbfürstentümern für seine Kammer-
guter einzuziehen.

Zur Sıcherung der Religions- und Landesfreıiheiten sollen uch alle Haupt-
leute und die Kanzler der Erbfürstentumer der Vans. Religion zugetan se1n,
zumal S1e uch iıhren Eid auf den Schutz des Maj\estätsbriefes un dieses
Bündnis eisten sollen.

Hınsıchtlich der böhmischen Kanzlei, deretwegen seitens Schlesiens schon
viele Beschwerden gegeben hat, soll mıit Rücksicht darauf, daß der Oberste
Kanzler hinfort ein Evangelischer se1in soll, beim alten Modus bleiben. Da
ber E der Länder Schlesien un! Lausitz überwiegend ein deutscher Vıze-
kanzler und Sekretär gehalten worden ist, wird die Nomination dieser
beiden obıgen Ländern anvertraut. Es soll ber uch der Oberste Kanzler
hne eisein des Vizekanzlers 1n Sachen dieser Lande dem König nichts hne
eisein des Vizekanzlers vortragen und berichten.

Da Steuern, Kontributionen, Musterungen und milıitärısche Aufgebote
den Territorialrechten gehören, die weder die Landeshoheıit des Fürstentums
Schlesien noch der König Böhmen dem Bischof V, Breslau jemals eingeräumt
haben, sollen VO:|  - jetzt die Geistlichen aller ÖOrte diesen Verpflichtungen

dem Örte, ihre Guter liegen, gemäß Territorialrecht nachkommen un!
alle bisher zugunsten des Bischofs und anderer geistlicher Oberhäupter be.
stehenden Regelungen aufgehoben se1in. Die Entrichtung VO  3 Steuern un:
Kontributionen den Bischof ist unbilliger, als sS1e VO:  3 iıhm allen
uch evangelischen Orten des Bıstums und oft ZUfF. Bedrückung und Be
hinderung der Evangelischen verwendet wurden.

56)
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Da YARDE Behinderung und gänzlıchen Ausrottung der Vans Religion 11U11-
mehr be1 fast allen kath Obrigkeiten eingeführt ist, daß kein Niıchtkatholik
1n Stadten ZU. Burger- und Meisterrecht, in Dörtftern ZU Grunderwerb
zugelassen wird, soll bei solchen Behörden das Buürger- und Meısterrecht
künftig VO Stande, VO:  3 dessen zuständigem Amt der VO  — den bestellten
Defensoren verliehen der geschützt werden 57)
Der Abschluß der Konföderation bedeutet für Schlesien den Höhepunkt seiner
anzenN Geschichte. Als gleichberechtigter Bündnispartner erlangte das
Höchstmaß staatlicher und religiöser Selbstbestimmung. Wiıchtigstes Ergeb-
N1IS und größter Erfolg der Verhandlungen WAafrL, daß, während bisher LU de
facto, kraft der überwältigenden Mehrheit seiner Bewohner, ein Vans Staats-

WAaT, nunmehr uch de Jure als ein NS Staat anerkannt wurde.
Auch die habsburgischen Erbfürstentümer, deren Bevölkerung Ja uch meiıist
evangelisch Waf, nunmehr evangelischer Verwaltung unterstellt, und
1mM Bistumsgebiet wurde der moderne Grundsatz verwirklicht, daß der Bıschof
Nur über die Untertanen katholischen Bekennntnisses kirchliche und gericht-
liche Befugnisse ausüuben konnte. Die Gerichtsbarkeit über die Protestanten in
geistlichen und weltlichen Sachen wurde den katholischen Ständen M  IIN  5
un uch die städtischen Buürgermeister sollten NUuUr noch mit Evangelischen
besetzt werden. Die 1M Vertrage garantıierte Religionsfreiheit sollte VO.:  >
wählenden Defensoren geschützt un überwacht werden. Indem die schlesischen
Stände iıhre Kirche 1n ihre eigenen Hände nahmen und gestutzt auf die
weıte Volksmehrkheit, nıemand mehr anerkannten, der uch Nur Teılen ihres
Landes den Satz „Cu1us reg10 1US relig10“ aufzwang, schufen s$1e gemeinsam
mit den anderen Mitgliedern der Konföderation das Prinzip der ständiıschen
Selbstbestimmung in Religionssachen. Der Majestätsbrief wurde durch die 11U-
mehr das Rahmengesetz bildende Konföderationsakte nıcht überholt, sondern
1Ur erganzt. Er blıeb der Grundbestandteil des die weltliche und geistliche
Neuordnung schaffenden Gesetzeswerkes. Da uch den Katholiken gemäß
Art des Majestätsbriefes die Religionsfreiheit garantiert WAaTfT, 5 behielt die
Konföderation das Toleranzpfinzip, das 1m Jahre 1609 der Majestätsbrief als
erstes Gesetz 1n Europa nıcht NUur eingeführt, sondern, WL uch LLUL: für
sechr kurze eit bis Z Reaktion VO:  m 1620, 1n seinem Geltungsbereich VerLr-
wirklicht hatte 1mM Gegensatz ZuU Hause Brandenburg, das, nachdem 1614
Johann Sigismund als erster europäischer Herrscher den Toleranzgrundsatz
verkündet hatte, iıh noch viele Jahrzehnte sein eigenes Volk verteidigen
mußßte Es WAar jetzt LUr die rage, ob sich diese der damaligen eit weıt
vorauseilende Neuschöpfung behaupten konnte der ob s1e dem erwatrten-
den kiırchlich-reaktionären Ansturm ZUE Opfer fallen sollte. Man ahnte bei
Vertragsabschluß nıcht, daß drei Tage 1n Frankfurt durch die Kaiser-
ahl ihr Schicksal bereits ine unheilvolle Wendung E  IN hatte

Georg aeckel
7) Voller Text In

108



Ben utztes Schrifitum
Acta ublica Fürstentumsakten). Verhandlungen und Correspondenzen der schlesischen

Fürsten und Stän C, Palm und rebs, Bresiau 18
Igemeine Deutsche Biographıe Bd 14
Grünhagen, C Geschichte Schlesiens, Bd. 2, 886
Palm, Hermann, Das Verhalten der schlesischen Fürsten und Stände Im ersien re der

Söhmischen Unruhen, In eılschr. escHh Altertum Schlesiens, Bd C ff,
Ba f

Sugenheim, d Geschichte der Jesuiten ın Deutschland, Frankfurt M., Bd 84/.
Wınter, Georg, Geschichte des Dreißigjährigen Krieges, eIPZIg 034
Wolft, Peter hılıpp, Allgemeıne Geschichte der Jesuluten, Bd., Zürich 790.

109


